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VPOD-Verbandskonferenz Sozialbereich
Donnerstag/Freitag, 2./3. Juni, Solothurn

«Es geht anders, es geht besser»
Referate, Diskussionen, Ateliers, Ausstellung, Essen und Musik

Mit Peter Schneider (Psychoanalytiker, bekannt u. a. aus dem Radio SRF  
und aus «Leser fragen» im Tages-Anzeiger)

Weiter wirken mit: Ruedi Epple (Universität Freiburg), Bulle Nanjoud 
(Le 2ème Observatoire), Katharina Prelicz-Huber (Präsidentin VPOD), 
u.v.m.

Themen: Spuren einer anderen sozialen Arbeit; In kleinen Schritten 
gegen den Wind; Puppenstuben und Lego-Ecken; Im Sandwich; Die 
Evaluation frisst ihre Kinder u. a.

Musik und Tanz mit The Fake («Great Songs from the Sixties to Today»)

Rahmenprogramm: «Aufbruch in eine sozialere Schweiz»: 
Gewerkschaften, Institutionen und Aufbauhilfe um 1945 – Fotografien 
von Ernst Köhli (1913–1983)

Anmeldung ab sofort bei den Regionalsekretariaten
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Risiko ist ihr Beruf
Liebe Unternehmerin, lieber Unternehmer: Risiko ist Ihr Beruf. 
Es kann mal was schiefgehen. Die Konjunktur kann schwächeln. 
Oder der Franken wertet sich auf. Das ist dann blöd. Da muss sich 
der Unternehmer dann durchbeissen. Dafür kann er in den fetten  
Jahren abrahmen. Wenn Sie den Trend früh genug wittern, machen 
Sie den Reibach. Oder den Zuckerberg. Während die Proletarierin, 
die lediglich ihre Arbeitskraft zu verkaufen hat, im besten Fall ein 
paar Franken mehr Lohn kriegt. Oder auch nicht.
Ja, so haben Sie es wahrscheinlich noch auf der Unternehmerschu­
le gelernt. Aber das ist Schnee von gestern. Von vor der Klimaer­
wärmung, sozusagen, wenn Sie den Scherz erlauben. Heute lernen 
Sie, wie Sie das dumme dumme Risiko abdelegieren können. Aus­
klammern. Wegbedingen. So dass nur noch der Gewinn in Ihrer 
Tasche hängenbleibt. Der aber auf jeden Fall. Gut, oder?
Möglichkeit 1: die Abkehr vom Zeitlohn. Da arbeiten wir dran: Wenn 
Sie Ihre Angestellten nur nach dem Ergebnis ihrer Arbeit bezahlen, 
gehen die unproduktiven Stunden – und wer hätte die nicht, zwin­
ker – nicht mehr zu Ihren Lasten. Die Schwatzbasen und die Penn­
tüten müssen dann eben abends etwas länger bleiben. Sie können 
auch die saisonale Variante wählen. Sie sind im Tourismus oder in 
der Walliser Bauwirtschaft tätig? Dann parkieren Sie Ihre Arbeiter 
im schlechten Halbjahr bei der Arbeitslosenkasse. Übernehmen Sie 
dann wieder, wenn der Rubel rollt. Oder greifen Sie zum Trick Uber: 
Machen Sie Ihre Angestellten zu Selbständigen. Lassen Sie sie das 
ökonomische Auf und Ab ausbaden. 
Die Public Private Partnership PPP wird auch immer gerne genom­
men: Wenn Sie eine vormals öffentliche Dienstleistung ergattern, 
schliessen Sie einen Vertrag mit 10 000 Seiten ab und schreiben 
auf Seite 8437, dass Sie nur zuständig sind, wenn die Sache ren­
tiert. Sonst soll der Staat zahlen. Ätsch! Praktisch ist die Investiti­
onsschutzklausel à la TISA oder TTIP: Räumen Sie sich ein Klage­
recht ein für den Fall, dass irgendwo ein Gesetz geändert wird, das 
womöglich Ihren Gewinn schmälert. Sie müssen den entgangenen 
Profit nicht nachweisen. Nur behaupten. 
Fragen? Ja, Sie dort hinten. Konkurrenz? Ja, ääh, Konkurrenz haben 
wir natürlich nicht so gerne. Aber auch da gibt es ein Mittel dagegen: 
Kaufen Sie sie auf. Im Monopol wird Ihnen wohl. Fragen Sie bei 
Bill Gates oder bei Google nach. Oder in China. Und Sie da, vorne 
links mit der roten Krawatte: Verantwortung fürs Ganze? Für die 
Gesellschaft? Dass Sie zum Beispiel mal was husten müssten zu den 
grauslichen Initiativen von ganz weit rechts? Die sich ja auch gegen 
Ihre Leute in den Betrieben richten? Nö, ne? 
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Personalabbau bei Credit Suisse
Der Schweizerische Bankpersonalverband (SBPV) bedauert die Be­
schleunigung des weltweiten Stellenabbaus bei der Credit Suisse. Für 
ihn ist zentral, dass sämtliche Massnahmen sozialverträglich sind und 
über die natürliche Fluktuation erfolgen. Schädlich sei vor allem das 
Unwissen darüber, wie viele Jobs in der Schweiz verloren gehen. Das 
führe zu grosser Verunsicherung unter dem Personal. | sbpv

Journalisten-Gipfel: Medien als «Wachhunde» 
Mit einem Appell haben Delegierte der deutschsprachigen Medienge­
werkschaften den Auftrag der Medien in Erinnerung gerufen: Diese 
müssten in ihrer Rolle als «Wachhunde der Demokratie» gestärkt 
werden. Gute Arbeitsbedingungen seien der beste Garant für Qualität; 
journalistische Fehlleistungen seien vor die dafür zuständigen Organe 
(Schweiz: Presserat) zu bringen. Im Übrigen warnen die Gewerkschaf­
ten ihre schreibenden Angehörigen davor, sich in den Kampf der priva­
ten Verleger gegen den öffentlichen Rundfunk einspannen zu lassen. 
Aus der Schweiz haben Syndicom, SSM und Impressum am Gipfel 
in Bern teilgenommen. | syndicom (Foto: Nordreisender/photocase.de)

VBS frisiert Wikipedia
Via Server der Bundesverwaltung wurde so massiv an Wikipedia-Ar­
tikeln herumgedoktert, dass das Online-Lexikon den Zugang mehr­
fach blockierte. Das hat die Nordwestschweiz herausgefunden. Von 
Manipulationen betroffen waren Artikel über den Nachrichtendienst, 
über die Deza und über das Staatssekretariat für Wirtschaft. Haupt­
ziel der Zugriffe waren VBS-Themen: Einträge über die Schweizer 
Luftwaffe und die Schweizer Armee wurden geschönt, Passagen über 
gescheiterte Flugzeugbeschaffungen eliminiert und nichtssagende 
PR-Floskeln eingestreut. Via IP-Adresse können die Administrato­
rinnen von Wikipedia die Urheberschaft der Änderungen zurückver­
folgen; die Wahrnehmung eigener Interessen und die Aufpolierung 
der Selbstdarstellung widerspricht den Richtlinien des Web-Nach­
schlagewerks. | slt

Arbeitszeit: Schneider-Schneiter geht weiter
Zwar haben sich die Sozialpartner eben erst auf eine Lockerung der 
Pflicht zur Arbeitszeiterfassung geeinigt. Die CVP – namentlich ihre 
Nationalrätin Elisabeth Schneider-Schneiter – will aber weitere De­
montage. «Einzig zum Zwecke der Arbeitszeiterfassung eine Arbeit­
nehmervertretung zu installieren, ist unverhältnismässig», heisst es in 
einem Communiqué. Vielmehr müssten «individuelle Vereinbarun­
gen» möglich sein. Bei solchen Einzelabmachungen sitzen von jeher 
die Arbeitnehmenden am kürzeren Hebel. Die Gewerkschaften halten 
am Prinzip fest, dass der Arbeitsvetrag Geld gegen Zeit tauscht. Beide 
Komponenten muss man messen. | slt

Turbulente Zeiten für Syndicom
Alain Carrupt ist als Präsident der Gewerkschaft Syndicom zurück­
getreten, aus gesundheitlichen Gründen, so die Verlautbarung. Die 
Geschäftsleitung bestand damit vorübergehend nur noch aus 3 statt 
der vorgesehenen 5 Mitglieder; inzwischen ist mit Patrizia Mordini 
eine neue Leiterin Gleichstellung an Bord. Gemäss mehreren Quellen 
gehen die Turbulenzen bei Syndicom über das übliche Mass hinaus; 
einem von der WOZ (18. Februar) zitierten Gewerkschafter zufolge 
waren etwa für den Abgang von Bernadette Häfliger Berger inhaltliche 
Gründe massgeblich: Die übrigen Geschäftsleitungsmitglieder hätten 
ihr Projekt «Zukunftswerkstatt» schubladisiert. Unbestritten ist der 
Mitgliederschwund: Syndicom ist, seit sie sich aus den Gewerkschaf­
ten Kommunikation und Comedia formiert hat, um 10 000 Köpfe ge­
schrumpft. Umstritten ist, ob dies vor allem den Niedergang gewisser 
Branchen, namentlich des Druckbereichs (jüngstes Beispiel: Konkurs 
der Druckerei Schläfli & Maurer AG) spiegelt oder auch interne Prob­
leme abbildet. «Verbesserungsbemühungen» seien eingeleitet, heisst 
es bei Syndicom. Eine Vorverschiebung des nächsten Kongresses lehnt 
der Zentralvorstand ab. | slt

Lohngleichheit: Kein Lustprinzip
Der SGB begrüsst es, dass der Bundesrat verbindlichere Massnahmen 
gegen die Lohndiskriminierung ergreifen will. Die Gewerkschaften 
fordern jedoch ein entschiedeneres Vorgehen. Auch dem VPOD geht 
der vorliegende Entwurf nicht weit genug. Ohne Sanktionen wird sich 
wenig bewegen. Der SGB und der VPOD können eine solche Durch­
setzung des Gleichstellungsgesetzes nach dem Lustprinzip nicht ak­
zeptieren. Sie erwarten, dass der Bundesrat mit der Gesetzesrevision 
die Chance packt, wirksam gegen den verfassungswidrigen Zustand 
vorzugehen: Lohngleichheit ist kein freiwilliges Schönwetterpro­
gramm! | sgb/vpod (Foto: Ulli 19:46/photocase.de)

Medien: Wachhunde der Demokratie.   

Lohngleichheit: Ende des Lustprinzips.   
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Der Aufstand der Anständigen
In seiner Deutlichkeit hoch erfreuliches Nein zur SVP-Durchsetzungsinitiative 

Der VPOD gehört für einmal zu den Siegern: Die SVP ist mit ihrem Versuch, zweierlei Recht zu schaffen, 
überraschend deutlich abgeblitzt. Der Aufstand der Zivilgesellschaft hat gewirkt. Für allzu überschwängliche Freude 
ist aber kein Anlass. | Text und Foto: Christoph Schlatter 

Die Durchsetzungsinitiative der SVP hat es 
lediglich auf gut 40 Prozent Zustimmung 
gebracht. Das ist der Erfolg einer fast bei­
spiellosen Mobilisierung der Zivilgesell­
schaft, zu der prominente Einzelpersonen 
(Emil!), zahlreiche NGO und Ad-hoc-Komi­
tees beigetragen haben. Auch der VPOD hat 
in den letzten Wochen vor der Abstimmung 
alles unternommen, um die in Umfragen 
ermittelte Zustimmung in Ablehnung um­
zudrehen. Eine Animation mit einer Justitia, 
der der Arm mitsamt Waage abgehackt wird, 
und Kleber mit der Parole «Du stimmst über 
mich ab» waren seine Beiträge zum Abstim­
mungskampf.

Verhöhnung der Institutionen
Die Annahme der Initiative hätte den 
Rechtsstaat in seinen Grundfesten erschüt­
tert. Und zwar gleich mehrfach: Grundprin­
zipien des Rechts wie Verhältnismässigkeit 
und Einzelfallabklärung wären ausser Kraft 
gesetzt worden. Und auch den Grundsatz 
der Teilung der Macht durch Gewaltentren­
nung hat die Initiative vorsätzlich missach­
tet – durch die Ausschaltung des Parlaments 
und durch den ellenlangen Deliktkatalog 
in der Verfassung. Die Verhöhnung der 
rechtsstaatlichen Institutionen ist es auch, 
die an 1933 und an das Ende der Weimarer 
Republik denken lässt. Der Einsatz von Ha­
kenkreuzen im Abstimmungskampf mag 
werbetechnisch unangesagt und kontrapro­
duktiv sein; inhaltlich war er diesmal durch­
aus berechtigt. 
Der Abstimmungserfolg ist Grund für gros­
se Genugtuung; für überschäumende Freu­
de gibt es indes keinen Anlass. Ein Blick in 
die Internet-Kommentarforen macht das 
deutlich: Die Schweiz ist, zwar nicht im 
Verhältnis 1 zu 1, aber im Verhältnis 3 zu 
2, gespalten, wie es scheint. Da sind jene, 
die weiterhin stereotyp nicht Kriminalität, 
sondern Ausländerkriminalität bekämpfen 
wollen. Jene, die nicht akzeptieren wollen, 
dass hier Menschen mit unterschiedlichen 

Die Zivilgesellschaft hat sich eindrucksvoll zu Wort gemeldet. 

Wurzeln und unterschiedlichen Pässen zu­
sammenleben. «Sollen doch die Nein-Sager 
die Kosten für kriminelle Ausländer überneh­
men bzw. solche nach der Verbüssung ihrer 
Strafe aufnehmen bei sich zu Hause.» «Al­
le Schweizerinnen und Schweizer, die Nein 
gestimmt haben, brauchen sich nicht mehr 
zu beschweren, wenn sie selber missbraucht 
oder umgebracht, ausgeraubt und ausgeplün­
dert werden, weil ein Ausländer darauf Lust 
hatte.» So und ähnlich grölt der Mob. 

Mehrheit mit Hinz und Kunz
Immerhin kann er nun nicht mehr für sich in 
Anspruch nehmen, «das Volk» zu repräsen­
tieren. Der Erfolg ist ein gutes Zeichen auch 
für die Zukunft. Auch künftig lassen sich 
Vorhaben der Spalter-, Fremdenhasser- und 
Brandstifterpartei abwenden. Es braucht viel. 
Aber es sind Mehrheiten für Mitte-Links zu 
machen, wenn endlich auch die sonst nobel 
abstinenten Frau Hinz und Herr Kunz mer­
ken, was es geschlagen hat. So, wie das dies­
mal der Fall war. Man wird diese Allianz sehr 
bald wieder brauchen können.

Gotthardloch, kein Steuerloch
Die Gewerkschaften begrüssen auch das Nein 
zur CVP-Initiative. Sie hätte nicht nur – als ei­
gentliche Mogelpackung – einen überholten 
Ehebegriff in die Verfassung geschmuggelt, 
sondern auch zu Steuerausfällen in Milliar­
denhöhe geführt.  
Das Ja des Volks zur zweiten Gotthardröhre 
ist bedauerlich. Es ändert nichts daran, dass 
der alpenquerende Güterverkehr auf die 
Schiene muss. Wir haben die Neat ja nicht 
für die Katz gebaut. Das Resultat der Speku­
lationsstopp-Initiative ist mehr als beachtlich, 
zumal wegen des Gewichts der übrigen Vor­
lagen eine richtige Diskussion über die Prob­
lematik gar nicht stattgefunden hat. 
Bei den kantonalen und kommunalen Ur­
nengängen fallen zwei Resultate besonders 
auf: Das doppelte Nein im Kanton Bern zum 
Abbau bei den Krankenkassen-Prämienver­
billigungen. Und – in Wetzikon im Kanton 
Zürich – das entschiedene Bekenntnis zu 
den Stadtwerken; die von bürgerlicher Seite 
angestrebte Auslagerung in eine AG ist vom 
Tisch. Geht doch! 
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Von der Pyramide zur Zwiebel
Der VPOD-Generalsekretär erklärt die Altersvorsorge – Teil 6: Die Bevölkerungsstruktur

1910 ergab die Altersstruktur der Schweizer Bevölkerung eine klassische Pyramide. Heute ähnelt sie eher einer 
Zwiebel – die grösste Breite ist bei den mittleren Altersgruppen. Woher kommt diese Verschiebung? Und was heisst 
sie für die AHV?  | Text: Stefan Giger, VPOD-Generalsekretär (Foto: olly/fotolia.de)

Auch im Jahr 2014 schloss die AHV mit ei­
nem insgesamt positiven Ergebnis ab – dies­
mal allerdings nur dank grossen Gewinnen 
bei der Vermögensbewirtschaftung. Der Ver­
gleich zwischen den erzielten Beitragsein­
nahmen und den ausbezahlten Leistungen 
(das sogenannte Umlageergebnis) war hin­
gegen negativ. Das wird möglicherweise ein 
paar Jahre so bleiben. Die Erklärung liegt in 
der unregelmässigen Bevölkerungsstruktur. 
Und die hat etwas mit Fortpflanzung und mit 
Migrationspolitik zu tun. Ein Blick auf ausge­
wählte Jahre verdeutlicht dies. 

1910
Vor einem Jahrhundert entsprach die Alters­
struktur noch der «normalen» Verteilung ge­
mäss Lehrbuch. Die Alterspyramide ist eini­
germassen gleichmässig. Damals wurde kaum 
jemand älter als 80 Jahre. Die «normale» Al­

terspyramide ist heute dank der gestiegenen 
Lebenserwartung natürlich deutlich höher. 
Dieses «Wachsen» der Alterspyramide ist für 
die AHV kein Problem: Das Wirtschaftswachs­
tum hat es jederzeit geschafft, das Wachstum 
der Alterspyramide aufzufangen.

1950
40 Jahre später ist die Altersstruktur ziemlich 
unregelmässig geworden. Eine Delle bei der 
Generation 30+ ist unübersehbar: Ihre Jahr­
gänge sind reduziert, denn 1918 hatte die ver­

heerende Grippewelle in der unterernährten 
Bevölkerung vor allem unter Kleinkindern 
viele Opfer gefordert und die Jahrgänge aus­

gedünnt. Die Einbuchtung bei den Kindern 
und Jugendlichen spiegelt die Krisenjahre in 
den 30ern und dem Krieg, die zu sinkenden 
Geburtenzahlen geführt hatten. Nach 1945 
lag zwar halb Europa in Schutt und Asche; 
die unversehrte Schweiz erlebte indes einen 
Wirtschaftsboom – mit steigenden Geburten­
zahlen. In den 50ern beginnt der Babyboom.

1970
Der Babyboom ist zu Ende, es kommt Mit­
te der 60er der «Pillenknick»: Die Geburten 
gehen deutlich zurück. Die durch die Grippe­
epidemie von 1918 reduzierte Generation ist 
nun um die 50 Jahre alt, der Einschnitt in der 
Alterspyramide immer noch deutlich sichtbar. 
Auffallend ist aber auch, dass die Generation 
der 25-Jährigen angewachsen ist. Diese Jahr­
gänge waren auf der vorangehenden Grafik 5 
Jahre alt gewesen: 1950 gab es je rund 40 000 
5-jährige Mädchen und Knaben. 20 Jahre 
später stehen aber viel mehr Menschen im 
Alter von 25 Jahren – besonders gross ist der 
Unterschied bei den Männern: Etwa 55 000 
sind es jetzt. Die boomende Schweiz holt Tau­
sende Migrantinnen und Migranten ins Land 
(«Gastarbeiter» nannte man sie), die meisten 
im Alter zwischen 20 und 30. Aber man will 
nur sie – die Familie wird ausgeschlossen. Das 

unmenschliche Saisonnierstatut spaltet die 
Familie: Der Vater arbeitet als Saisonnier in 
der Schweiz und zahlt dort auch die AHV-Bei­
träge. Frau und Kinder müssen aber meist zu 
Hause bleiben, in Italien, Spanien, Portugal. 

Für die AHV heisst das: Wenn die Saisonni­
ers in Rente gehen, sind ihre Nachkommen 
nicht Teil des Schweizer Sozialversicherungs­
systems, sie fehlen als Beitragszahler. Das Sai­
sonnierstatut war nicht nur unmenschlich, es 
war auch volkswirtschaftlich dumm.

2000
Aus der Pyramide ist eine Zwiebel geworden. 
Die Babyboomer-Generation (um 35 Jahre alt) 
ist als gewaltige Auswuchtung zu erkennen. 
Die jüngeren Generationen liegen im Knick 
der 60er Jahre, als die Antibabypille auf den 
Markt gekommen war und die vielköpfigen 
Familien zur Ausnahme machte. Und natür­
lich fehlen auch die Kinder der Saisonniers. 
Die kleine Auswuchtung bei der Generation 
der 50-Jährigen ist in Bezug auf die AHV zu 
klein gezeichnet. Ein Teil der einstigen Sai­
sonniers der 60er und 70er Jahre ist unter­
dessen tatsächlich nach Hause zurückgekehrt 
und damit aus der Statistik der Wohnbevölke­
rung verschwunden. Aber Anspruch auf AHV 
haben diese Menschen natürlich trotzdem, sie 
haben dafür schliesslich gearbeitet und Beiträ­
ge bezahlt. Die entsprechende AHV-Genera­
tion ist also deutlich grösser als hier gezeigt. 
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Die schönen Jahre geniessen, die nach der Pensionierung kommen.
Damit die Rente auch für kommende Generationen reicht,

 wird die Schweiz Zuwanderung benötigen.

Die heutige Sicht: Die 50-Jährigen des Jahres 
2000 sind im vergangenen Jahr in Pension 
gegangen. Dieses temporäre Hochschnellen 
der Pensioniertenzahlen hat 2014 zu einem 
negativen AHV-Umlageergebnis geführt. Es 
ist anzunehmen, dass das auch für 2015 und 
2016 gilt. Die Grafik zeigt auch, dass die Zahl 
der Renteneintritte von Jahr zu Jahr steigen 
wird: Die Berufslaufbahn der Babyboomer-
Generation geht zu Ende. Nochmals ein paar 

Jahre später gehen dann die Neuverrentung­
en von Jahr zu Jahr zwar wieder retour. Aber 
in den nächsten 10 Jahren wird die Zahl der 
Verrentungen ansteigen, und das Umlageer­
gebnis der AHV bleibt negativ.

Die Folgerung
Die AHV braucht in den nächsten zwei Jahr­
zehnten zusätzliche Einnahmen. Wir werden 
auch zusätzliche Arbeitskräfte in der Al­
terspflege brauchen, wenn die Babyboomer 
pflegebedürftig werden. Wir brauchen dazu 
voraussichtlich Einwanderung. Dies würde 
auch der AHV guttun, denn dadurch wird 
die Lohnsumme steigen – und mit ihr die 
Beitragseinnahmen. Einwanderung darf aber 
nicht über neue Saisonniers stattfinden. Das 
wäre erstens unmenschlich, und zweitens 
würde der Fehler der 70er Jahre wiederholt: 
Eine neue Verzerrung der Alterspyramide wä­
re unvermeidlich, wenn erneut die Nachkom­
men der Eingewanderten fehlten.

Das Pfand in Frauenhand
Frauen wollen Gleichstellung. Also sollen sie gefälligst auch Militärdienst leisten und bis 65 
arbeiten! So hört man da und dort reden. Der SGB präsentiert die Fakten: Frauen verrichten 
wesentlich mehr unbezahlte Arbeit als Männer und verdienen für die bezahlte Arbeit erst 
noch weniger. Folge: 38 Prozent der Rentnerinnen leben allein von der AHV, bei den Rent­
nern sind es nur 19 Prozent. Die Rente aus der zweiten Säule ist für Frauen im Schnitt halb 
so gross wie für Männer. Hinzu kommt, dass es für viele Frauen heute schon kaum möglich 
ist, bis 64 im Erwerbsleben zu bleiben: Nur 41 Prozent sind erwerbstätig. Viele pflegen 
Angehörige – danach kommen sie nicht wieder zu einem Job. Das Frauenrentenalter 65 ist 
inakzeptabel, solange die Gleichstellung nicht verwirklicht ist. Das ist keine Rosinenpicke­
rei, sondern ein Pfand in Frauenhand. | sgb
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lierte man «Lohnbänder» und einen soge­
nannten Leistungslohn. Zwar soll es – so 
die Aussage der Politik – immer noch ei­
nen Erfahrungsaufstieg geben. Aber dieser 
sei nur für gute oder sehr gute Leistung zu 
gewähren. Die jährlichen Gespräche zwi­
schen Vorgesetzten und Unterstellten dre­
hen sich seither schwergewichtig um die 
Frage, ob es mehr Lohn gibt und wenn ja, 
wieviel. Viele Arbeitgeber beschliessen se­
parat über den Betrag, der für die «indivi­
duellen» Lohnerhöhungen eingesetzt wird.

Keine Zusatzkosten
Bei einigermassen gleichmässiger Alters­
struktur führt der Lohnaufstieg nicht zu zu­
sätzlichen Kosten. Die Angestellten, welche 
in der Lohn-Endposition in Rente gehen, 
werden ersetzt durch jüngere Mitarbeiten­
de, die zu einem tieferen 
Lohn eingestellt werden. 
Auch wenn eine erfahre­
ne Angestellte mit sehr 
guter Qualifikation und 
sehr gutem Lohn er­
setzt wird, kann gespart 
werden: Die jüngere 
Nachfolgerin ist in einer 
tieferen Erfahrungsstufe 
eingereiht und «billi­
ger». Diese Einsparun­
gen – Rotationsgewin­
ne genannt – betragen 
meist um 1 Prozent der 
Lohnsumme und finan­
zieren den jährlichen 
Lohnaufstieg. 
Bei Arbeitgebern, die 
den Stufenanstieg ge­
setzlich geregelt haben, 
heisst eine Nullrunde 
lediglich, dass es keinen 
Teuerungsausg le ich 
gibt. Der Stufenanstieg 
bleibt unangetastet und 
wird wie vorgesehen 

Im Normalfall spiegeln die Löhne die 
wachsende Berufserfahrung. Und das ist 
gut so. Der Staat als Arbeitgeber ist durch 
die Verfassung zur Gleichbehandlung 
verpflichtet. Er reglementiert deshalb die  
Lohnentwicklung seiner Angestellten 
durch Gesetze. Jeder Funktion wird eine 
Lohnklasse zugewiesen. Und innerhalb 
jeder Lohnklasse wurde traditionell der 
Lohnaufstieg in Form von Erfahrungsstu­
fen festgelegt. Praktisch alle Lohnsysteme 
enthielten die Einschränkung, dass bei 
ungenügender Leistung der Stufenanstieg 
verweigert werden kann. 

Nur noch «individuell»
In den letzten Jahren haben Parlamente 
immer wieder diesen Lohnaufstieg atta­
ckiert und das Bild der verwöhnten Be­
amtinnen und Beamten gemalt. In vielen 
öffentlichen Lohnsystemen wurde der Stu­
fenanstieg abgeschafft; stattdessen instal­

Null ist nicht immer null
Die öffentlichen Lohnsysteme haben sich auseinanderentwickelt und vom Markt entfernt

Nullrunde. 0,5 Prozent individuell. 1 Prozent individuell. Generelle Kürzung. So und ähnlich liest sich die  
Lohnrunde 2016 in den Kantonen (siehe Kasten). Doch die schieren Zahlen sind interpretationsbedürftig.  
| Text: Stefan Giger, VPOD-Generalsekretär (Foto: zettberlin/photocase.de)

gewährt. Das ist beispielsweise in den Kan­
tonen Basel-Stadt und Solothurn der Fall. 
Die Null bedeutet hier, dass das System im 
Gleichgewicht bleibt. In anderen Kantonen, 
beispielsweise im Aargau, besteht seit vie­
len Jahren ein Lohnsystem mit Lohnbän­
dern. Eine Nullrunde in dieser Konstellation 
heisst, dass überhaupt keine Lohnanstiege 
gewährt werden. Zwar gibt es auch hier Ein­
sparungen, wenn in Rente Gehende durch 
jüngere Kräfte ersetzt werden. Doch wird 
die Lohnsumme um diese Rotationsgewin­
ne gekürzt. Nullrunde heisst hier tatsächlich 
Lohnabbau. Eigentlich müsste jedes Jahr 
mindestens der Rotationsgewinn in indivi­
duelle Lohnerhöhungen investiert werden, 
damit das Lohnsystem im Gleichgewicht 
bleibt. 

Arbeitsklima leidet
Wenn wiederholt der in­
dividuelle Aufstieg mit 
Nullrunden blockiert 
oder wenn er nur redu­
ziert gewährt wird, so 
entfernen sich die Löhne 
vom Markt. So kommt es 
dann vor, dass die Ange­
stellte mit 10 Dienstjah­
ren weniger verdient als 
ihre Kollegin, die erst 
kürzlich zum Kanton 
stiess. Und so steigt der 
Bedarf, «strukturelle Kor­
rekturen» vorzunehmen, 
weil  das Lohngefüge 
verzerrt ist. Ohne Nach­
justieren findet man kei­
ne qualifizierten Leute 
mehr – oder man muss 
die Neuen höher ins 
Lohnsystem einreihen 
als die Bisherigen, mit 
entsprechenden Folgen 
für Klima und Arbeits­
zufriedenheit. 

Lohnabschlüsse 2016
Die Lohnabschlüsse für 2016 im VPOD-
Bereich sind durchzogen. Tiefpunkte 
markieren die Aargauer Kantonsspi-
täler (Verhandlungen gescheitert, 
keine Einigung), Baselland (generelle 
Kürzung aller Löhne um 1 Prozent), 
Tessin (Reduktion um 0,5 Prozent 
für Beschäftigte im Lohnmaximum) 
und Genf (wo wegen des Streiks die 
schlimmsten Massnahmen einstweilen 
verschoben sind). Am häufigsten ist 
die individualisierte Gewährung von 
Lohnerhöhungen im Bereich zwischen 
0,5 und 1,2 Prozent. In den Kantonen 
Solothurn und Basel-Stadt bedeutet 
die Nullrunde keine Aussetzung der 
Stufenanstiege. Im Kanton Bern wer-
den 0,3 Prozent der Lohnsumme für 
gezielte Lohnkorrekturen bei zu tief 
eingereihten Mitarbeitenden verwen-
det. Eine allgemeine Prämie richtet 
nur ESB Energieservice Biel (im Um-
fang von 300 Franken) aus: Von dieser 
Massnahme profitieren die tiefen Ein-
kommen überproportional. | vpod 

Komplizierte Zeiten: Eine Null kann Gutes  
oder Schlechtes bedeuten. 
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Bei fast allen Entlassenen handelt es sich entweder um Temporär- 
oder um Hilfskräfte. Sind diese prekären Beschäftigungsformen 
tatsächlich so weit verbreitet?
Seit geraumer Zeit bietet Swissport kaum mehr Festanstellungen an, 
sondern fast nur noch Teilbeschäftigungen und befristete Verträge. 
1400 Jahresstunden dürfen nicht überschritten werden. In der Hoch­
saison müssen die Leute extrem viel arbeiten, gegen Ende Jahr sitzen 
sie dann ohne Lohn zu Hause. 
Solche Prekarität dürfte sich im Arbeitsklima niederschlagen. 
Wenn man sieht, wie Festangestellte wegen Lappalien gekündigt und 
durch Befristete ersetzt werden, sät das Zweifel und Misstrauen. Als 
ich hier begann, waren die Befristeten meistens Studenten. Heute 
sind es Familienväter, denen man einen festen Job in Aussicht stellt. 
Sie rackern sich ab, aber die Festanstellung kommt nie. Sie wissen 
nicht warum, und sie wissen nicht, wie lange sie bleiben dürfen. Be­
fristete Verträge führen überhaupt zu Unruhe im Betrieb; man kennt 
die Kollegen, mit denen man zusammenarbeitet, kaum noch, und 
weil zu wenig ausgebildet wird, sinkt auch die Arbeitsqualität. 
Die Arbeitsbedingungen verschlechtern sich also zunehmend?
Ja, und zwar in starkem Mass. Die Menge an Gepäck nimmt zu, 
gleichzeitig wird Personal abgebaut. So steigt die Arbeitslast, und da­
mit werden auch Unfälle und Krankheiten häufiger. Hier liegt des 
Pudels Kern – und nicht in irgendwelchen Spannungen mit Musli­
men, mit denen wir im Gegenteil immer sehr gut zusammengear­
beitet haben. 

Das VPOD-Magazin berichtete: Kurz vor Weihnachten wurden am 
Flughafen Genf 3 Dutzend Gepäckmitarbeiter Knall auf Fall vor 
die Tür gesetzt. Die Gründe bleiben im Unklaren; es gehe um die 
«Sicherheit», und man habe von französischer Seite «Hinweise» er­
halten, sagen die Verantwortlichen. Das einzig nachweisbare «Ver­
schulden» der Betroffenen liegt in ihren arabischen Namen. Pierre* 
(*Name geändert) arbeitet seit mehreren Jahren beim Gepäckdienst 
von Swissport. 

VPOD-Magazin: Wie hast du reagiert, als du von den Entlassungen 
erfuhrst?
Pierre*: Ich war äusserst befremdet. Alle von der Massnahme betroffe­
nen Angestellten sind Eins-A-Leute. Viele von ihnen sind Familienvä­
ter, und einige haben mit mir im Team zusammengearbeitet. Da gab 
es nie Klagen. Alle Kollegen sind schockiert. Ich glaube, dass der Ent­
zug der Badges eine klare Diskriminierung darstellt. Nicht nur, dass 
man diese Leute in die Arbeitslosigkeit schickt. Die Art der Entlas­
sung ist auch ein Klotz am Bein bei der Suche nach einer neuen Stelle. 
Wie ist das Klima vor Ort seit diesen Vorfällen?
Über 90 Prozent der Betroffenen sind arabischer Herkunft. Jetzt ha­
ben alle Angst, die einen arabisch klingenden Namen haben. Die Di­
rektion prüft offenbar alle 5000 Zugangsberechtigungen. Was genau 
zum Entzug führt, ist unklar. Vielleicht läuft gegen jemanden eine 
Betreibung, oder ein anderer ist mal zu schnell gefahren? Ist da der 
Badge gleich weg? Das bringt eine immense Unsicherheit unter die 
Angestellten – und das ist ja eigentlich genau, was es zu vermeiden 
gilt: ein paranoides Klima und ein Willkürregime. 
In der Zeitung Le Temps war von Konflikten zwischen den muslimi-
schen und den übrigen Beschäftigten zu lesen. Ist da was dran?
An einem Flughafen arbeiten Menschen unterschiedlichster Na­
tionalität. Das war schon immer so, und es wird so bleiben. Bei 
Swissport sind die Portugiesen die grösste Gruppe; es gibt ausser­
dem viele Grenzgänger aus Frankreich, manche von ihnen haben 
arabische Wurzeln. Die Schweizer sind eine Minderheit. Aber alle 
kommen zum Arbeiten. Im Allgemeinen ist das Arbeitsklima gut. 
Ganz bestimmt gibt es keinen Kleinkrieg zwischen Nationalitäten 
oder Religionen. Die Medien neigen dazu, solche Dinge durcheinan­
derzubringen – leider! Wir befinden uns aber im Jahr 2016, und so 
langsam sollten alle kapiert haben, dass ein gläubiger Muslim und 
ein Dschihadist nicht das Gleiche sind. Viele Kollegen tragen einen 
Bart. Na und? Das ist doch Mode! Fast alle von ihnen würden dir von 
ihrem Essen abgeben, wenn du nichts dabei hast. Manche nehmen 
sich täglich ein oder zwei Mal drei Minuten fürs Gebet. Auch das 
ist ihr Recht, und es stört niemanden. Genf ist eine multikulturelle 
Stadt. Und wir sollten uns hüten, die Denkweise der SVP oder des 
Front National zu übernehmen. 

Interview mit einem Gepäckmitarbeiter über die Probleme am Flughafen Genf

«Ein Arbeits-, kein Religionskonflikt»  
Nicht «gefährliche Islamisten» sind am Flughafen Genf das Problem. Sondern die immer prekäreren Arbeits- 
bedingungen und die Zunahme der Arbeitslast. Ein Mitarbeiter erzählt. | Interview: Guy Zurkinden (Foto: Eric Roset) 

Gepäckarbeiter am Flughafen Genf: Keine religiösen Konflikte, 
sondern prekäre Arbeitsbedingungen.
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Schlieremer Protest gegen BVK-Demontage
Die Angestellten der Stadt Schlieren im Kanton Zürich sind besorgt 
über die angekündigte Demontage ihrer Pensionskasse. Im Juli letz­
ten Jahres hat die BVK ein Massnahmenpaket bekanntgegeben, das 
zu massiven Rentenkürzungen führt – trotz höheren Lohnabzügen. 
Das Schlieremer Stadtpersonal stösst sich vor allem daran, dass die 
Pensionskasse den bestehenden Sanierungsmechanismus über Bord 
wirft und dass sie auf Klagen wegen früherer Korruptionsschäden 
verzichten will. Daniel Altenbach, Mitarbeiter der Schlieremer Sozial­
beratung, nannte das Paket «unverdaulich». | vpod 

Basel-Stadt: WAK-Vorschlag ist das Äusserste
In Basel-Stadt hat die Wirtschafts- und Abgabekommission des 
Grossen Rates (WAK) das Abbauvorhaben der Regierung beim Kan­
tonspersonal deutlich gemässigt. Für die Arbeitsgemeinschaft der 
Personalverbände ist dieser Vorschlag der äusserste Kompromiss, 
der sie von einem Referendum abhält. Er bedeutet einen zusätzlichen 
Lohnabzug von 0,5 Prozent und die Verschlechterung des Dienstal­
tersgeschenks für Langjährige. Die Kantonsfinanzen sind gesund. Es 
gibt keinen Grund, auf Kosten des Kantonspersonals zu sparen, das 
bereits die Erhöhung des Rentenalters um 5 Jahre zu tragen hatte. 
Sollte der Grosse Rat weitere Verschlechterungen beschliessen, ist mit 
Widerstand zu rechnen. Als Kompensation fordert die Arbeitsgemein­
schaft eine Senkung der Wochenarbeitszeit auf 40 Stunden. | vpod

Baselland: Selbstabbau des Personals?
Die basellandschaftlichen Kantonsangestellten wurden im Februar er­
muntert, «bottom up» eigene «Optimierungsvorschläge» zu machen, 
damit die Regierung ihr Ziel – 10 Prozent weniger Personal und Leis­
tungen – erreichen kann. Die Beschäftigten sollen sich also selber zum 
Abbau vorschlagen? «Der Versuch, dieses Abbauprogramm jetzt mit 
Sparvorschlägen des Personals zu legitimieren, ist widerlich!», kom­
mentiert VPOD-Sekretär Matthias Scheurer. Mit einer so jämmerlich 
agierenden Regierung habe man «fast schon Erbarmen». | slt 

ETH Lausanne: Nein zu höheren Studiengebühren 
Die Ankündigung des Präsidenten der ETH Lausanne hat den VPOD 
aufgeschreckt: Patrick Aebischer will die Studiengebühren an seiner 
Hochschule 2017 verdoppeln. Das Vorhaben steht in einer Reihe mit 
Plänen anderer Bildungseinrichtungen. Die Kommission Bildung, Er­
ziehung, Wissenschaft des VPOD stellt sich entschieden gegen solche 
Tendenzen: Sie verstärken die soziale Ungleichheit beim Zugang zu 
den Hochschulen (Auswahl nach dem Portemonnaie) und verschär­
fen den finanziellen Druck für die Studierenden (mehr Nebenjobs zu­
lasten der Ausbildung). Bereits 2012 hat der Protest der Studierenden 
ein ähnliches Vorhaben zu Fall gebracht. | vpod

Bund: Sparkurs verliert jede Grundlage
Auch im Rechnungsjahr 2015 resultiert im Bundeshaushalt ein Milli­
ardenüberschuss, der die Prognosen weit übersteigt. Doch genau mit 
diesen schlechten Prognosen wird der harte Sparkurs jeweils begrün­
det: Nullrunde bei den Löhnen, massive Absenkung der individuellen 
Lohnentwicklung und Streichung der Treueprämie. Ab 2017 will der 
Bundesrat den Arbeitgeberbeitrag an die Überbrückungsrente bei vor­
zeitiger Pensionierung streichen und jährlich 140 Millionen Franken 
beim Personal einsparen. Die Departemente haben den Abbau bereits 
eingeleitet: Vakante Stellen werden nicht mehr besetzt, Aussenstellen 
des EDA sollen geschlossen und Zollstellen zusammengelegt werden. 
Und die bürgerliche Mehrheit im Parlament geht noch weiter. Sie 
will den Personalbestand ohne zeitliche Befristung auf dem Stand 
des Vorjahres einfrieren. Die Verhandlungsgemeinschaft Bundesper­
sonal, darunter der VPOD, fordert den Bundesrat eindringlich auf, 
den Sparkurs gegen das Personal jetzt zu beenden. Der Bund ver­
fügt über ein Finanzpolster von über 20 Milliarden Franken auf dem 
Ausgleichskonto der Schuldenbremse. Es gibt nicht den geringsten 
Grund für ein Sparprogramm, aber viele gute Gründe, um in der ge­
genwärtig schwierigen Situation mit der Frankenstärke den Binnen­
konsum zu stützen. | vgb (Foto: zkk600/iStockphoto)

Freiburg: Stillhalteabkommen …
Der VPOD Freiburg verlangt für die Angestellten im öffentlichen 
Dienst zusätzlich zu den 16 Wochen Mutterschaftsurlaub einen ein­
monatigen Urlaub für stillende Mütter. Unterschriften für eine ent­
sprechende Petition werden bis im April gesammelt. Der Stillurlaub 
– wie er etwa im Kanton Waadt existiert – soll zu 100 Prozent bezahlt 
sein und an den Mutterschaftsurlaub anschliessen. Ziel ist eine besse­
re Rückkehr in die Arbeitswelt für junge Mütter, unabhängig von der 
finanziellen Situation. | vpod (Foto: jf k_image/iStockphoto)

Bund: Unnötiger Sparkurs.

Freiburg: Nötige Stillzeit.    
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Die Ausmerzung der Unzulänglichkeit
Individuelle Ratschläge zur Selbstoptimierung und die Macht des Kollektivs

Die Ratgeberliteratur boomt: Lauter kleine Ich-AGs versuchen, aus ihrem Leben das Beste herauszuholen. In jeder 
Hinsicht, auf jedem Gebiet. Humane Arbeitszeiten und längere Ferien wurden aber nicht individuell, sondern durch 
kollektive Aktion erstritten. | Text: Christoph Schlatter (Foto: José Girarte/iStockphotos) 

Eine Zuschrift, hier eingegangen am 3. Februar: «Die meisten Krank­
heiten sind selbstverschuldet, weil gedankenlos in den Tag hineinge­
lebt wird. Das gilt auch für die ansteckenden Krankheiten. Bekommt 
man eine solche, dann hat man zu wenig Abwehrkräfte dagegen. 
Unschuldig krank ist man nur, wenn man die Krankheit geerbt hat. 
... Wenn man physisch und psychisch gesund und naturnah lebt, 
wird man nicht so schnell krank.» Die Verfasserin der Zeilen ist kein 
VPOD-Mitglied, immerhin. Aber die Forderung nach individuellen, 
«risikoabhängigen» Krankenkassenprämien gewinnt in immer wei­
teren Kreisen Akzeptanz, selbst in gewerkschaftlichen. 

Grundsätzlich austauschbar
Individualismus auch in der Bildung. Geht es um Teilhabe an et­
was Gemeinsamem wie Kultur? Nein, sondern darum, einen Know-
how-Vorsprung herauszuholen. Der Bildungsforscher Erich Ribolits 
sieht den Begriff der Bildung ersetzt durch ein Streben, am Ball zu 
bleiben – und das, obschon die erworbenen Qualifikationen immer 
schneller veralten. Stenografie? Steinzeit! Anwendung eines neuen 
Computerprogramms gelernt? Schon wieder passé. «Ziel heutiger 
Bildung ist die Akzeptanz des post-fordistischen Legitimationsmus­
ters, dass das Recht der Partizipation an den prinzipiell knappen 
Früchten der gesellschaftlichen Arbeit nur jenen zusteht, die ihre 
grundsätzliche Austauschbarkeit akzeptiert haben und, aus diesem 
Bewusstsein heraus, sich permanent um ihre weitere und bessere 
Vermarktbarkeit bemühen», schreibt Ribolits. 
Das gilt naturgemäss schon für Kinder, denen Eltern die optimale 
Früh-, Mittel-, Spät- und Dauerförderung angedeihen lassen wollen. 
Unter Druck geraten so zum Beispiel die Lehrkräfte, zunehmend aber 
auch das Personal in Betreuungseinrichtungen. Wehe, wenn sich die 
daheim so manifeste Hochbegabung des Sprösslings nicht in adäqua­
ten Prüfungsnoten widerspiegelt! Und wenn Noah die Gymiprüfung 
nicht besteht, ist vermutlich die Krippenleiterin schuld, die ihn seiner­
zeit nicht zum Puzzlespiel angehalten hat. 

Strampeln für die Liebe
Auf dem Liebesmarkt gilt Analoges: Anspruch auf ein attraktives 
Menschenwesen des gewünschten Geschlechts – knappes Gut! – hat 
nur, wer selbst in allen Bereichen aufrüstet. Outfitmässig durch die 
Wahl der richtigen Kleidung, körperlich durch das Training im Fit­
nessstudio und die optimale Versorgung mit allen denkbaren Vitami­
nen, Spurenelementen und ungesättigten Omega-Fettsäuren. Dass 
die Leute mit Schrittzählern herumlaufen, ist schon fast normal; an­
dere vermessen mit Arm- und Stirnbändern sämtliche Körperfunkti­
onen und selbst den Schlaf, um sich das Beste abzuringen. Optimale 
Leistungsfähigkeit, maximale Performance gilt es herzustellen, mög­
lichst für die gesamten 18 oder 19 oder 20 Wachstunden am Tag … 

Dazu gehört unabdingbar die Bewaffnung mit einer Trinkflasche, da­
mit der Flüssigkeitshaushalt jederzeit justiert werden kann – obwohl 
frühere Generationen ausserhalb von Dürrezeiten auch nur selten 
verdurstet sind. 

Wer hat’s errungen?
Wer keinen Erfolg hat, wer sich gehen oder fallen lässt, ist nicht nur 
ein armer Tropf. Sondern selber schuld. Und schuldig. Bei unver­
meidlichen Schicksalsschlägen und Krisen hilft nicht etwa Trost der 
Angehörigen oder der Support einer Organisation, sondern das ge­
eignete Selbstmanagement. Auch dafür gibt es eine breitgefächerte 
Literatur. Tausende Ratgeber helfen uns kleinen Unternehmerinnen 
und Unternehmern unserer selbst, die wir mit allen anderen im Wett­
bewerb stehen. Der Ellbogen ist unser wichtigstes Arbeitsinstrument. 
Wo lauter Ich-AGs die persönliche Rendite optimieren, entsteht al­
lerdings wenig Gemeinsames. Der Gedanke, Interessen zu bündeln, 
liegt da fern. Wer mehr Lohn will, muss das im Mitarbeitergespräch 
mit Verweis auf persönliche Unersetzbarkeit durchdrücken (siehe Sei­
te 8). Und nicht, indem er oder sie der Gewerkschaft beitritt. (Obwohl 
es nicht Einzelkämpfertum, sondern die kollektive Kraft der Lohnab­
hängigen war, welche Dinge wie humane Arbeitszeiten, garantierte 
Ferien oder eine AHV errungen hat.)

Strampeln für die Liebe? Selbstoptimierung  
im Fitnessstudio.

Dossier: Sich selbst verkaufen?  |  VPOD
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Interview mit Christoph Stokar, Texter, Konzepter und Autor («Der Schweizer Business-Knigge») 

«Regelbruch setzt Regelkenntnis voraus»  
Christoph Stokar hat eine Stilfibel für die Arbeitswelt verfasst – einen modernen «Business-Knigge» (siehe Kasten 
Seite 14). Wie wichtig ist gutes Benehmen im Job? Vergessen wir ob all der Selbstbeobachtung am Ende, dass wir auch 
Teil einer Gemeinschaft sind? | Interview: Christoph Schlatter (Foto: zVg)

VPOD-Magazin: (singt) «Zwei mal drei 
macht vier, widdewiddewitt, und drei 
macht neune. Ich mach’ mir die Welt, 
widdewidde wie sie mir gefällt. Hey, 
Pippi Langstrumpf …» Ich hatte mal eine 
Bürokollegin, deren Handy diesen Song 
spielte. Regelmässig. Und auch durchaus 
mal länger, wenn sie grad nicht am Platz war. 
Würden Sie sagen, dass ein solcher Pippi-
Klingelton ein Karrierehindernis ist? 
Christoph Stokar: Ich würde jedenfalls mei­
nen, dass man das, wenn man es als störend 
empfindet, durchaus mal ansprechen könn­
te ... Aber es kommt natürlich auf die Bezie­
hung an, was es verträgt. Wie überhaupt für 
viele Dinge im beruflichen Zusammenleben 
keine starren Vorgaben mehr aufgestellt wer­
den können. Ausser vielleicht die Triple-A-
plus-G-Regel: Mit Anstand, Aufmerksamkeit, 
Authentizität sowie Grosszügigkeit meistert 
man die meisten Klippen. 
Früher gab es keine Diskussion über 
Klingeltöne. Und überhaupt waren viel 
genauere Anweisungen darüber im Umlauf, 
was sich schickt und was nicht. 
Beispiel: Mein Grossvater trug eine Krawatte, 
wenn er das Haus verliess. Immer. Egal, ob 
er zur Arbeit ging oder an den Fussballmatch 
oder zum Einkaufen in die Migros. Heute ist 
das anders. Heute ist Kleidung nicht von der 
sozialen Schicht abhängig, sondern vom An­
lass. Wir tragen Jeans oder Anzug orts- oder 
arbeitsplatz- oder gar wochentagsabhängig. 
Sie sprechen von Wahlmöglichkeiten, die 
man annehmen oder ausschlagen kann. 
Pippi Langstrumpf, von der die Rede war, ist 
in diesem Zusammenhang ein interessantes 
Rollenmodell: Brave Mädchen kommen in 
den Himmel, freche überall hin. 
Normen und der Verstoss gegen Normen sind 
Teil unserer Existenz. Ich versuche einen Mit­
telweg. Ich gebe Empfehlungen, aber mit Hu­
mor. Und Sie sind ja als Gewerkschafter auch 
an anderem interessiert als an der Frage, ob 
man jetzt eigentlich die Salatsauce mit dem 
Brot auftunken darf oder doch nicht ...

… was ich jedenfalls tue, wenn sie 
schmeckt … Sind wir eigentlich freier gewor- 
den in der Arbeitswelt als unsere Vorgänger 
vor 50 Jahren? Mit Entscheidungsfreiheit 
ist ja auch Verantwortung verbunden. 
Verantwortung für das eigene Leben, die 
eigene Karriere. Selber schuld, wenn ich 
die Traumstelle nicht kriege: Ich habe zum 
Vorstellungsgespräch das falsche Outfit 
getragen. 
Man kann bekanntlich nicht nicht kommu­
nizieren. Auch wenn Sie sich dem kapitalisti­
schen Modediktat entziehen wollen – irgend­
etwas müssen Sie schliesslich anziehen. Und 
selbst Nacktwandern ist 
ein Statement. Gewiss: 
Die Auswahl vor dem 
Kleiderschrank (und in 
vielen anderen Fragen) 
mag uns schwerer fallen 
als unseren Vorfahren. 
Aber dieser Spielraum ist doch grundsätz­
lich zu begrüssen. Die Dramen von Zucht 
und Schuld und Gehorsam, die sich noch bis 
Anfang der 1990er Jahre in unserem kleinen 
Land abgespielt haben, gehören der Vergan­
genheit an, zum Glück. Es gilt die Prämisse: 
Handeln und selbst Verantwortung überneh­
men. Es gab ja hierzulande lange einen äus­
serst engherzigen Umgang mit Menschen, 
die aus irgendeinem Grund nicht in gängige 
Schubladen passten. Bis 1972 bestand im 
Kanton Zürich ein Konkubinatsverbot. Nur 
so als Beispiel.
Die Achtundsechziger-Bewegung brachte 
dann sämtliche Sekundärtugenden in Verruf. 
Mit Gehorsam und Pflichterfüllung habe 
man ganze Genozide organisiert.
Wobei die Achtundsechziger dann durchaus 
ihren eigenen Konformismus lebten. Wehe, 
wenn jemand der falschen Lehre anhing. An­
dere schwuren, ihr Leben lang nichts als Jeans 
zu tragen. Heutige junge Menschen sind da 
flexibler. Sie spielen auf einer Klaviatur. 
Anything goes? Das Thema begegnet häufig 
unter dem Label Respekt. Kann es sein, dass 

im Rahmen von 1968, wo man Höflichkeit 
mit Spiessigkeit oder Schwäche gleichsetzte, 
das Kind mit dem Bade ausgeschüttet 
wurde. Müssen in einer freien, einer liberalen 
Gesellschaft sämtliche Hausfassaden bis 
2 Meter Höhe besprayt sein?
Wem sagen Sie das? Einem Bewohner des 
Zürcher Kreises 4 … Die Klage über Sitten­
zerfall ist aus der Antike ebenso überliefert 
wie von Goethes Papa. Im Allgemeinen finde 
ich, dass wir in der Schweiz ein ziemlich re­
spektvolles Miteinander pflegen, auch in der 
Arbeitswelt. Meine Beobachtung gilt speziell 
etwa im Vergleich zu unserem nördlichen 

Nachbarland. Das Be­
harren auf dem Organi­
gramm und dem Status 
ist bei uns viel weniger 
ausgeprägt, der Befehl­
ston weit weniger ver­
breitet. Schweizer haben 

einen sehr zwiespältigen Umgang mit Auto­
ritäten – so ungefähr seit der Sache mit dem 
Gesslerhut …
Manche frisch zugewanderte deutsche 
Arbeitskraft wundert sich, wenn sie feststellt, 
dass das Pflegepersonal hier häufig mit der 
Ärzteschaft per du ist …
Natürlich geht es auch bei uns am Ende wahr­
scheinlich so, wie der Chef es will. Aber wir 
suchen eher den Konsens, streben eher da­
nach, alle mit ins Boot zu holen, auch auf Ar­
gumente «von unten» inhaltlich einzugehen. 
Wir haben ein Sensorium für die Balance, 
denken weniger in Fronten und in Feindbil­
dern. Das gilt auch für die Gewerkschaften, 
die hier im Allgemeinen nicht mit der For­
derung nach 12 Prozent mehr Lohn starten 
– bloss um am Ende bei realistischen 1,25 Pro­
zent zu landen. 
Vielleicht gelten einfach andere Maximen 
der Auseinandersetzung? Ist es besser, erst 
mal die Maximalforderung auf den Tisch 
zu legen? Oder soll man von Anfang an 
Brücken bauen und den Kompromiss schon 
vorwegnehmen?

«Schweizer haben einen 
zwiespältigen Umgang mit 
Autoritäten – so ungefähr 

seit der Sache mit dem 
Gesslerhut ...»
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Man kann das so oder so sehen. Ich empfinde 
beispielsweise den lärmigen und jeden Kom­
promiss zum Vornherein ausschliessenden 
Auftritt gewisser SVP-Exponenten als äus­
serst unschweizerisch. Selbst im mittleren 
Management einer Bank finden Sie hierzu­
lande noch den Gedanken, dass man alle be­
teiligt und niemanden auf der Strecke lässt, 
dass sich das Wohl des Ganzen auch am Wohl 
der Schwächeren misst. Die sich öffnende 
Lohnschere wird vielerorts mit grosser Sorge 
verfolgt. Und eine abgehobene Bonusklasse à 
la Vasella beobachten wir mit Argwohn. 
Eine der grössten Veränderungen, welche 
die Arbeitswelt in den letzten Jahrzehnten 
erlebt hat, ist der Vormarsch der Frauen 
auf allen Ebenen. Früher gab es zahlreiche 
Männerbastionen – allenfalls waren da noch 
ein Telefonfräulein, das noch keinen Mann 
gefunden hatte, und eine Vorzimmerdame, 
die keinen mehr finden würde. 
Das Ende dieser Monokultur ist sehr er­
freulich. Zugegeben: Es gehen damit neue 
Herausforderungen einher. Einfacher wird 
das Leben nicht. Aber 
ungeheuer viel reicher. 
Als Investor etwa würde 
ich niemals Aktien eines 
Unternehmens kaufen, 
bei dem nicht ein nam­
hafter Teil der Führung 
weiblich ist. Manager, die abends von der 
Teppichetage mit dem Lift in die Tiefgarage 
gleiten und von dort im SUV in ihre Eigen­
heimwelt rollen, die haben ja keine Ahnung 
vom Leben. Wie sollen die in dieser Glasglo­
cke vernünftige Produkte oder Dienstleistun­
gen entwickeln?
Aber alles wird komplizierter, oder? Jeder 
Witz muss auf Genderkorrektheit gecheckt 
werden …
Das ist so. Aber so ist das Leben. So frei wir 
sein mögen, so wichtig ist es, dass die Men­
schen trotzdem gewisse Formen und Regeln 
beachten. Wenn Hänschen sie nicht gelernt 
hat, muss Hans halt mein Buch kaufen. Oder 

Ihr Heft lesen. Wie heute zum Teil gegessen 
wird! Also wirklich! Der Glaube, dass man 
mit 30 schon alles wisse und könne und dass 
einen die anderen gefälligst so zu nehmen 
hätten, wie man ist, ist gefährlich und un­
sozial. An gewisse Etiketten muss man sich 
halten, sonst entlarvt man sich als dumm 
und unsensibel und braucht sich dann auch 
nicht über die Folgen zu wundern. Es ist nun 
einmal so, dass auch die nonverbale Kommu­
nikation eine gewaltige Rolle spielt. Krawat­
tenknoten können Wahlkämpfe entscheiden. 
Sie können das blöd und oberflächlich finden, 
ändern aber nichts an der Tatsache. 
Wir haben es bereits angesprochen: 
Mit der Selbstverantwortung geht auch 
Individualisierung einher. Jeder ist seines 
Glückes Schmied, ganz individuell. Vertraut 
daher eher tausend Trainings und Seminaren 
als der Gewerkschaft und der Bündelung von 
Interessen. Setzt auf die Optimierung des 
Auftritts am Jahresgespräch mit dem Chef, 
nicht auf die kollektive Stärke. 
Lauter Unternehmer ihres Lebens, kleine 

Ich-AGs, die ihre Chan­
cen auf dem allumfassen­
den Markt optimieren. 
Nicht nur die wirtschaft­
lichen: Werfen Sie einen 
Blick ins Fitnessstudio, 
wo alle im Hamsterrad 

strampeln, um ihr Eigenkapital an Schönheit 
zu erhöhen, das sich dereinst in erotischen 
Mehrwert umwandeln soll. Ich sehe diese 
Selbstoptimierungsgesellschaft äusserst kri­
tisch. Mit Devisen à la «Du musst nur wollen, 
dann schaffst du es auch» habe ich grosse 
Mühe. Hier ist der Staat gefordert, auch Sie 
als Gewerkschaften, gewisse Regeln durch­
zusetzen, auch gegen Herausforderungen wie 
Amazon oder Uber. Ich glaube weiterhin an 
die Einbindung verschiedener Stimmen und 
Interessen, an Empathie, ans Zuhören. Ans 
Miteinander. 
Diese Selbstoptimierungstipps haben ja die 
Tendenz, dass sich ihre Wirkung aufhebt, 

wenn alle darum wissen. Ich denke an 
Bewerbungskurse, wie sie auch an den 
RAV durchgeführt werden. Am Ende sehen 
alle Bewerbungsmappen gleich aus. Das 
erhöht höchstens den arbeitgeberseitigen 
Aufwand, die für einen Posten brauchbaren 
herauszufiltern. 
Allen Ratgebern wohnt diese Eigenschaft in­
ne. Es ist eben kein Geheimwissen, das ich 
weitergebe. Aber was sich für die schriftliche 
Bewerbung noch einigermassen kalkulieren 
lässt, ist für das Vorstellungsgespräch schon 
sehr viel schwieriger. Mit einem konkreten 
Gegenüber läuft’s immer anders. Und eines 
der drei A heisst bekanntlich Authentizität: 
Es geht keineswegs darum, sich bis zur Un­
kenntlichkeit zu verbiegen. Häufig hilft schon 
das Wissen um die möglichen «fiesen Fra­
gen», damit die Schrecksekunde etwas besser 
überbrückt werden kann.  
Nochmals zurück zum Umgangston in der 
Arbeitswelt: Ist es die Höflichkeit, die uns 
weiterbringt? Nicht doch der Ellenbogen?
Im Wort Höflichkeit steckt der Hof: Welche 
formalen Bedingungen muss ich erfüllen, da­
mit ich mit meinem Anliegen überhaupt bis 
zum Fürsten oder König vorgelassen werde? 
Wenn Sie das in Versailles nicht beachteten, 
kamen Sie gar nicht erst bis zur Audienz bei 
Ludwig XIV. Im restlichen Leben brauchte 
man sich dagegen nicht so sehr zu beneh­
men, weder bei der Aufnahme der Nahrung 
noch bei der Ausscheidung derselben … Das 

Dossier: Sich selbst verkaufen?  |  VPOD

«Krawattenknoten können – 
auch wenn Sie 

das blöd finden mögen – 
ganze Wahlkämpfe 

entscheiden.»
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hat sich geändert. Hierzulande ist das ja ver­
gleichsweise harmlos; es gibt nicht, wie etwa 
in Japan, für jede Situation und Konstellation 
einen Code, den wir beherrschen müssen. 
Wichtiger ist die allgemeine Grundhaltung. 
Und meine Recherchen für den «Business-
Knigge» haben mir gezeigt, dass Anstand, 
Aufmerksamkeit und Authentizität plus 
Grosszügigkeit an den meisten Orten, auch 
in kompetitivem Umfeld, als Richtlinie tau­
gen. Bücher wie das meine können eine Hilfe 
sein für Leute, die immer wieder an gläserne 
Wände stossen. Vielleicht liegt’s daran, wie 
sie die Gabel halten? 
Wenn wir über Entwicklungen der 
Arbeitswelt sprechen, so ist die 
Durchdringung von Arbeit und Privatleben 
eine der auffälligsten. Wenn von mir erwartet 
wird, dass ich am Feierabend meine Mails 
checke, kann ich mich berechtigt fühlen, 
während der Arbeit ein wenig privat zu 
surfen.
Jene Banker, die spätabends noch gucken, 
wie die Börsen von Japan und Hongkong in 
den Tag gestartet sind, sind selber schuld. 
Und wer seinem Chef nicht beibringen kann, 
dass Ferien der Erholung dienen und nicht 
dem Arbeiten von auswärts, hat ein Problem. 
Aber richtig ist auch: Wir wollen heute nicht 
erst am Freitag um 17 Uhr aus dem Stollen 
auftauchen und endlich wieder Mensch sein. 
Sondern wir wollen unsere Persönlichkeit 
einbringen und uns in der Arbeit verwirkli­
chen ...
… was allerdings leichter ist für Sie oder 
mich als für diejenigen, die in der Migros die 
Gestelle auffüllen. Die Frage zum Schluss: 
Was tut der Gewerkschaftssekretär, der im 
Übrigen eher formlos gekleidet ist, wenn 
er zu Verhandlungen mit dem Arbeitgeber 
antritt? Erzielt er einen Punktgewinn, wenn 
er, wie sein Gegenüber, eine Krawatte 
trägt? Oder darf er, weil er das Proletariat 
verkörpert, darauf verzichten?
Ich empfehle die Krawatte. Sie müssen darauf 
achten, dass es eine gute Krawatte ist. Und 

der Anzug soll sitzen. Nicht wie bei jenen 
80 Prozent, die bei der Anprobe im Modege­
schäft ein wenig turnen und sich dann wegen 
subjektiv empfundener Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit für eine zu grosse Grösse 
entscheiden. Aber warum ohne Not Punkte 
verschenken? Wo Sie dem Gegenüber auf ein­
fache Art signalisieren können, dass Sie auf 
Augenhöhe sind. 

VPOD  |  Dossier: Sich selbst verkaufen? 

Schalentiere essen und Mails schreiben

Keine mildernden Umstände also? Auch 
nicht im öffentlichen Dienst?
Machen Sie es so, oder machen Sie es an­
ders. Es gibt Werte, die wichtiger sind als je­
der Krawattenknoten. Man sollte die Sprache 
der letzteren bloss nicht unterschätzen, das 
ist alles. Und um die Regeln wirkungsvoll 
brechen zu können, muss man sie erst ein­
mal kennen …

Einen Hummer verspeisen, ohne ins Schleu­
dern zu geraten? Diese Situation stellt sich 
im heutigen Berufsleben kaum; Christoph 
Stokar handelt sie mit einem Hinweis auf 
Youtubefilme ab. Auch kommt das gemeine 
VPOD-Mitglied selten in die Lage, Massanzü­
ge zu ordern oder siebenerlei Besteck richtig 
aufzudecken.  
Relevant fürs VPOD-Gebiet sind dagegen 
jene Kapitel, die um die verbale und körper­
sprachliche Kommunikation kreisen, vom Be­
werbungsgespräch bis zum Betriebsausflug. 
Bekanntlich stehen an solchen Anlässen der 
Fettnäpfchen viele herum; ein paar davon las­
sen sich umschiffen, sofern man sie kennt. 
Etwa, wenn man weiss, dass das Weihnachts­
essen kein Oktoberfest, keine Therapiestun­
de und kein Managementseminar ist. Dass 
das Buch auf Schweizer Verhältnisse abstellt, 
macht sich besonders im Kapitel über die 
«Duzis-Frage» bemerkbar. 
Erfreulicherweise setzt der Autor nicht auf 
platte Verallgemeinerung. Natürlich sind Bei­
ne, die sich ums Stuhlbein wickeln, oder Fin­
ger, die auf den Schreibtisch trommeln, meist 
negative Zeichen. Listen à la «10 Signale beim 
Bewerbungsgespräch» sieht Stokar indes als 
untauglich und irreführend an. Auch helfe es 
kaum, sich Rezepte zur Körperhaltung künst­
lich anzueignen. Dafür gehe im Ernstfall zu 
viel Energie drauf. Die Empfehlung: authen­
tisch bleiben. Und nicht das Lächeln trainie­

ren, sondern die innere Einstellung, die zum 
Lächeln führt …
Ohnehin will der Ratgeber in erster Linie 
Angebote vermitteln – und gibt nicht vor, die 
ultimative Weisheit zum Erfolg im Job oder 
gar zum unaufhaltsamen Aufstieg zu servie­
ren. «Nehmen Sie die Anregungen entgegen 
und machen Sie mit den vorgestellten Kultur­
techniken, was Ihnen als nützlich erscheint.» 
Das Überbordwerfen aller herkömmlichen 
Anstandsregeln ist damit explizit nicht ge­
meint. Auch nach 1968 kann man «Danke», 
«Bitte» und «Entschuldigung» sagen. Und 
Rechtschreiberegeln, übrigens, gelten auch 
für E-Mails. | slt

Christoph Stokar: Der Schweizer Business-Knigge. 
Was gilt in der Arbeitswelt? Zürich (Beobachter-
Verlag) 2015. 223 Seiten, ca. 30 Franken. 
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Henriette Kuhrt («Hat das 
Stil?» in der NZZ am Sonntag, 
Autorin, Journalistin)
Wie können Sie das beste Ergeb­
nis für die Kollegen herausholen? 
Indem Sie den Kleidungsstil Ihrer 
Gewerkschaft verkörpern? Oder wer­
den Sie von der Gegenseite ernster 
genommen, wenn Sie sich im Look 
angleichen? Solange die Krawatte 
für Sie kein Fremdkörper ist, würde 
ich Ihnen dazu raten, sie zu tragen. 
Denn sie ist nach wie vor ein Machtsymbol – der Typ mit der Krawatte 
ist der grosse Fisch. Und wer jetzt einwendet, Mark Zuckerberg trage 
auch keine Krawatten, der möge bitte «zuckerberg + merkel» googeln. 
Ich bin überzeugt, dass es sich in wichtigen Situationen immer lohnt, 
optisch etwas konservativer aufzutreten, da sich so die Kraft der Argu­
mente besser entfaltet. Und dann erinnern wir uns an den sang- und 
klanglosen Abgang von Janis Varoufakis, dessen Krawattenlosigkeit 
wichtiger wurde als seine Art zu denken. | Foto: zVg

Jeroen van Rooijen (Journalist, 
Stilberater und – laut GQ – 
bestangezogener Mann der 
Schweiz)
Die Krawatte ist heute eine Option, 
kein Muss mehr. Es gibt kaum noch 
Situationen, in denen sie unabding­
bar ist. Auch im Business ist sie kein 
Garant für Seriosität und Vertrauen 
mehr. Daher ist für mich persönlich 
die Krawatte eigentlich nur dann 
cool und überraschend, wenn ich sie 
nicht erwarte, also ausserhalb des 
konventionellen Kontextes. Ich denke, dass der Gewerkschafter, der 
sonst nie Krawatte trägt, irgendwie schnell unglaubwürdig aussieht, 
wenn er es dann – gerade in Bezug auf eine spezielle Situation oder 
Verhandlungssache – doch tut. Es gibt dem Ereignis zwar Gravität, 
aber auch dem Träger eine gewisse Schwere. Das Hemd und das Ja­
ckett sind aber unverzichtbar. | Foto: Beni Blaser

Dossier: Sich selbst verkaufen?  |  VPOD

Gewerkschaftsprofis neigen zu einem eher formlosen Kleidungs-
stil, auch jene im öffentlichen Dienst. Was aber, wenn der Gewerk-

schaftssekretär zu Verhandlungen mit dem Arbeitgeber antritt? 
Erzielt er einen Punktgewinn, wenn er, wie sein Gegenüber, 

eine Krawatte trägt? Oder darf er, weil er das Proletariat 
verkörpert, darauf verzichten? Diese Frage hat das VPOD-

Magazin nicht nur Christoph Stokar gestellt (siehe linke Sei-
te), sondern auch weiteren anerkannten Stil-Fachleuten. Drei 

Experten, vier Meinungen ... | Illustration: Gisela Goppel
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Das Buch «Über den Umgang mit Men­
schen», das 1788 in Hannover erstmals er­
schien, ist eigentlich gar kein Knigge. Zwar 
wurde sein Autor, Freiherr Adolph von Knig­
ge (1752–1796), zum Namensgeber künftiger 
Benimm-Fibeln. Aber sein eigenes Werk ist 
eben gerade kein Verzeichnis guter Manie­
ren, wie sie in der damaligen höfischen Ge­
sellschaft angesagt waren, sondern eher eine 
Studie des menschlichen Zusammenlebens. 
Durchaus mit Empfehlungen. Etwa: sich 
selbst treu und dabei flexibel bleiben, mit an­
deren nachsichtig umgehen.  

Würdelose Männer, launische Weiber
«Rede nicht zu viel. Und nie von Dingen, wo­
von du nichts weisst»: Das wäre auch heute 
vielerorts kein so schlechter Tipp. Auch was 

Knigge, der von der Aufklärung geprägt war, 
über Neugier und Vertrauensbruch schreibt, 
hat noch im Zeitalter von E-Mail, Smartphone 
und ungelöschtem Browser-Cache Gültigkeit: 
«Nichts kann endlich schändlicher, nieder­
trächtiger sein, als wenn der Mann pöbelhaft 
genug denkt, heimlich die Briefe seiner Frau 
zu erbrechen, ihre Papiere zu durchwühlen 
oder ihre Schränke zu durchsuchen. Auch 
verfehlt er mit solchen unwürdigen Mitteln 
immer seines Zwecks.» Knigge begründet 
seine Empfehlungen kaum je formal. Er ori­
entiert sich vielmehr am Ziel, das Zusam­
menleben zu erleichtern. 
Die Lektüre des Kapitels «Über den Umgang 
mit Frauenzimmern» macht allerdings deut­
lich, wie viel sich in der Wahrnehmung der 
Geschlechter in gut zwei Jahrhunderten ver­

VPOD  |  Dossier: Sich selbst verkaufen? 

Nach «Köln»: Der Fasnachtsknigge

ändert hat. «Auch die edelsten Weiber haben 
mehr abwechselnde Launen, sind weniger 
gleichgestimmt zu allen Zeiten als wir Män­
ner», heisst es da etwa. Und wenn Damen 
«grosse Ansprüche auf Schöngeisterei oder gar 
auf Gelehrsamkeit» hatten, ging das dem Frei­
herrn ziemlich auf die Nerven. Frauen sollten 
nicht «mit Männern in Fächern wetteifern, … 
denen sie nicht gewachsen sind». 

Fell über die Ohren ziehen
Moderner kommen uns Heutigen die Betrach­
tungen über Stände und Standesunterschiede 
vor. Das ist kein Wunder, denn die Emanzipa­
tion des Bürgertums ging jener der Frauen um 
weit mehr als 100 Jahre voran. Knigge spart 
nicht an Sozialkritik, beklagt etwa das schlim­
me Los der Bauern. Seine Warnung an die 
Mächtigen lässt Sympathien mit der Revoluti­
on erkennen: Man könne den Herrschenden, 
so der Freiherr, ihre Vorrechte auch wieder 
wegnehmen, wenn’s sein müsse. Und sie soll­
ten sich bewusst sein, «dass in diesen Zeiten 
der Aufklärung bald kein Mensch mehr daran 
glauben wird, dass ein einziger, vielleicht der 
Schwächste der ganzen Nation, ein angeerbtes 
Recht haben könnte, hunderttausend weiseren 
und bessern Menschen das Fell über die Ohren 
zu ziehen» … 

«Grundregeln für das Zusammenleben» heisst ein vom Kan­
ton Luzern herausgegebenes und offenkundig an Flüchtlinge 
gerichtetes Heftlein. Die mit Piktogrammen versehene Bro­
schüre wurde im Hinblick auf die Fasnacht (und als Folge 
von «Köln») vorgelegt und von den Medien sogleich als «Fas­
nachtsknigge» tituliert. Sie soll aber auch nach den tollen Ta­
gen noch genutzt werden können. «An diese Regeln müssen 
sich alle halten», verkündigt strikt der Untertitel. Es folgt ein 
buntes Sammelsurium: Dinge, die gesetzlich festgelegt sind, 
werden in gleicher Weise dargestellt wie fromme Wünsche 

und allgemeine Betrachtungen («Im Sommer oder bei Festen sind die Menschen für gewöhnlich 
leichter gekleidet.»). Errungenschaften der jüngsten Zeit kommen daher, als ob sie urschweizeri­
schen Traditionen entsprächen (etwa die gleichgeschlechtliche Partnerschaft und das Konkubi­
nat). Und dass die Polizei in der Schweiz für die Sicherheit aller Menschen sorgt, wie behauptet 
wird, würde ich, wäre ich beispielsweise Sanspapier, mit gewissem Grund anzweifeln. 
Es zeigt sich rasch: Das Heft spiegelt in erster Linie die Fantasien und Alpträume seiner Ur­
heber. So sind auch Zwangsheiraten erwähnt, obwohl die zwischen Urknall und Monstercorso 
bisher wohl eher selten vollzogen wurden … Aus diesem Grund versteht man die Empörung, 
die etwa in einem offenen Brief von Flüchtlingen zum Ausdruck kommt: Sie fühlten sich unter 
Generalverdacht gestellt. Der Regierungsrat wiegelt ab mit dem Hinweis, der Flyer richte sich 
gar nicht nur an Flüchtlinge. Ja, natürlich. Und die Erde ist eine Scheibe, die katholische Kirche 
ein Hort der Frauenemanzipation und «Körperkontakt findet nur zwischen Personen statt, die 
sich kennen». An der Fasnacht! Also wirklich! | slt

Freiherr Adolph von Knigge war ein Aufklärer – und kein kleinlicher Benimm-Papst

Knigges Knigge   
Was Freiherr von Knigge ein Jahr vor der Französischen Revolution schrieb, ist eher eine soziologische Untersuchung 
als eine Sammlung guter Manieren. Zu seiner Zeit waren Standesregeln bereits im Wanken, Geschlechterstereotypen 
aber noch fest. | Text: Christoph Schlatter

1788 erschienen: der «Original-Knigge». Von Knigge. 
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Recht & Unrecht  |  VPOD

Ich treffe Koni beim Samstagseinkauf. Wir tauschen gerade die üb­
lichen Begrüssungsfloskeln aus, als ein Auto neben uns anhält. 
Mario steckt den Kopf durchs geöffnete Fenster. Es ist unmöglich, 
ruft er aus. Mario ist der Wirt unsrer Stammkneipe, ein langjähri­
ger Freund von Koni und nicht eben für seine Geduld bekannt. Seit 
zwanzig Minuten suche er jetzt schon nach einem Parkplatz, man 
könnte meinen, es gäbe in der Stadt etwas gratis. Dabei sei doch nur 
ein stinknormaler Samstag. Lass doch einfach deine Karre zu Hause, 
sagt Koni und empfiehlt den Bus. Dann bringst du die Tonnen von 
Knabbergebäck, die du bei mir an der Bar jeweils reinstopfst, ab jetzt 
selber mit, empfiehlt Mario. Ich empfehle das Parkhaus am Rande der 
Innenstadt, das immer halb leer steht. 
Doris hat sich von ihrem Laden ennet der Einbahnstrasse zu uns ge­
sellt. Das Parkhaus ist keine Alternative, sagt sie. Wieso, frage ich, es 
ist gerade mal drei Gehminuten von hier entfernt, fünf, höchstens, 
wenn man sehr langsam läuft. Das Parkhaus ist dunkel, sagt Doris. 
Hinter Marios Wagen beginnen sich Autos aufzureihen, deren Besit­
zer auf derselben hoffnungslosen Suche sind wie er. Mario, du solltest 
weiterfahren, hinter dir staut es, sagt Doris. Warum, sagt Mario, die 
finden sowieso auch keinen Parkplatz. Dann stell wenigstens den Mo­
tor ab, sagt Koni. Mario stellt den Motor ab. Da braucht sich niemand 
zu wundern, wenn das Kleingewerbe ausstirbt und überall nur noch 
die gleichen gesichtslosen Filialen von irgendwelchen Ladenketten he­
rumstehen, wenn die Leute nie einen Parkplatz finden, sagt Doris. Du 
und dein Gewerblergejammer, sagt Koni. 
Hinter uns fangen die ersten Autos an zu hupen. Stirbt das Gewerbe 
nicht eher aus, weil die Hausbesitzer es sich leisten können, horrende 
Mietzinsen zu verlangen? frage ich. Ist doch vollkommen egal, was 

da für Geschäfte stehen, die 
Leute, die schleichen so oder so 
einfach stundenlang die Gas­
sen rauf und runter und wie­
der rauf, bleiben dabei alle fünf 
Meter stehen, hier ein Schwatz 
und dort ein Schwatz, und ver­
stopfen so für Ewigkeiten die 
Parkplätze, die der arbeitenden 
Bevölkerung zustünden, sagt 
Mario. Und einkaufen gehen sie 
dann doch im Shoppingcenter 
auf der grünen Wiese, ergänzt 
Koni. Ich muss auch meine 
Rechnungen zahlen, sagt Doris, 
und gerade am Samstag kann ich auch mal etwas verkaufen, anders als 
am Mittwochnachmittag, wo die Kantonsschüler durchs Lädeli strei­
chen, alles antööplen und am Schluss doch nur grusslos rauslaufen, 
und ich muss aufpassen wie ein Häftlimacher, dass keiner was klaut. 
Das Hupen hinter uns wird aggressiver. Seht ihr, die Leute werden 
schon nervös, wenn man sie auch nur zwei Minuten von ihrem sams­
täglichen Herumgeschleiche abhält, knurrt Mario. In deinem Laden 
hat es Kunden, Doris, sage ich. Doris stürzt von dannen. Ich glaube, 
es sind Kantischüler, ruft Koni hinterher. 
Im Geländewagen hinter uns wird die Scheibe heruntergelassen. Wei­
terfahren, gopf, kreischt die zierliche Frau am Steuer. Man wird doch 
auch mal einen Schwatz halten dürfen, schreit Koni zurück. Da vorne 
wird glaubs ein Parkplatz frei, sagt Mario.

Susi Stühlinger Parkplatz

Susi Stühlinger ist Autorin, Schaffhauser
Kantonsrätin und Jusstudentin.

IV-Rentenbemessung diskriminiert Frauen
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte bezichtigt die 
Schweiz der Frauendiskriminierung: Beanstandet wird die Praxis 
der IV-Rentenberechnung für Teilzeitbeschäftigte mit Haushalt- und/
oder Betreuungspflichten. Zu beurteilen war der Fall einer im Kan­
ton St. Gallen wohnhaften Verkäuferin, die wegen Rückenproblemen 
2002 eine halbe IV-Rente zugesprochen erhalten hatte. 2004 bekam 
die Frau Zwillinge, was eine Neuberechnung des Rentenanspruchs 
zur Folge hatte – konkret: die Streichung der Rente. Mit der soge­
nannten «gemischten Methode» kam die Frau lediglich noch auf ei­
nen Invaliditätsgrad von 27 Prozent – erst ab 40 Prozent gibt es eine 
Rente. Dieser geringere Invaliditätsgrad kam heraus, weil die IV die 
gesundheitsbedingten Einbussen für den Beruf und für den Haushalt 
separat ermittelt; für Vollzeitangestellte wird dagegen ein sauberer 
Einkommensvergleich durchgeführt. Dadurch ergibt sich für Teil­
zeitlerinnen (im Fall solcher IV-Entscheide zu 98 Prozent Frauen) 
und auch für Mütter regelmässig ein tieferer Invaliditätsgrad. Das 
Bundesgericht hatte diese Argumentation stets verteidigt und gesagt, 
Teilzeitarbeit beruhe auf einem freiwilligen Entscheid. Das Strassbur­
ger Urteil gegen die Schweizer Praxis fiel mit 4 zu 3 Stimmen knapp 
aus; prompt spricht die NZZ von «Hineinreden» in sozialversiche­
rungsrechtliche Fragen und warnt vor «spürbaren Mehrkosten» für 
das «nach wie vor hochverschuldete Sozialwerk». | slt

Schweizer Löhne für Arbeit in der Schweiz
Nach ungenutztem Ablauf der Beschwerdefrist steht fest: Auf Schwei­
zer Schienen gelten Schweizer Löhne. Weder Crossrail noch das Bun­
desamt für Verkehr haben das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
weitergezogen. Damit ist der Rechtsstreit um die Lokführerlöhne der 
Crossrail in Brig beendet. Bahnunternehmen mit Sitz in der Schweiz 
sind verpflichtet, ihrem Personal die in der Schweiz üblichen Löhne 
zu bezahlen. Ausländische Löhne dürfen nicht mit einbezogen wer­
den, wenn es darum geht festzulegen, wie hoch der branchenübliche 
Lohn ist. In den Worten des Bundesverwaltungsgerichts: «Massge­
bend für die Frage, ob die Beschwerdegegnerin die Arbeitsbedin­
gungen der Branche einhält oder nicht, sind die Verhältnisse bei 
den schweizerischen Eisenbahnverkehrsunternehmen.» Das Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts hat über die Bahnbranche hinaus 
Bedeutung. Es äussert sich generell zum Verhältnis von Schweizer 
und ausländischen Löhnen. Und zwar in eindeutiger Weise: «Ins­
gesamt lassen systematische Gesichtspunkte darauf schliessen, dass 
das schweizerische Recht einen Grundsatz kennt, wonach auf Arbeit, 
die in der Schweiz verrichtet wird, die schweizerischen Arbeitsbedin­
gungen anwendbar sind, unabhängig davon, wo die Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber ihren Wohnsitz bzw. Sitz haben.» Diese Aussage ist 
generell anwendbar und stützt insbesondere die flankierenden Mass­
nahmen der bilateralen Verträge. | sev/vpod
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Das neue Sparpaket des Bundes, das Stabilisierungsprogramm, sieht 
unter anderem Ausgabenkürzungen bei den Krankenkassenprämi­
enverbilligungen, bei der Bildung, der Entwicklungszusammenarbeit 
und beim Personal vor. Für die Normalverdienenden in der Schweiz 
werden die Auswirkungen negativ sein. Eine eingehende Analyse der 
finanzpolitischen Rahmenbedingungen beim Bund zeigt: Das Spar­
paket ist in dieser Form nicht notwendig. Die Argumentation des Fi­
nanzdepartementes ist widersprüchlich. 
Mit der sogenannten Schuldenbremse hat der Bund finanzpolitisch 
bereits grundsätzlich ein zu enges Korsett. Immerhin verlangt die 
Schuldenbremse aber auch, dass konjunkturelle Defizite zugelassen 
werden. Der Bund geht dabei davon aus, dass sich die Bundeseinnah­

Wirtschaftslektion Fehlkonstruktion Schuldenbremse
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Falsche Entwicklungsprioritäten
Nicht nur beim Bundespersonal, sondern 
auch bei der internationalen Zusammenar­
beit spart der Bund. Auch hier setzt der Rot­
stift am falschen Ort an, wie Alliance Sud 
betont. Der Zusammenschluss von Entwick­
lungsorganisationen kritisiert, dass die Ein­
sparungen ausgerechnet vorab die langfristi­
ge bilaterale Entwicklungszusammenarbeit 
betreffen. Das sei ein schwerer Fehler: Nur 

kontinuierliche Arbeit bekämpft die struk­
turellen Ursachen von Armut und dient der 
Prävention von Krisen – und damit auch der 
Verringerung von Fluchtursachen. | asud/slt 

Keine Psychiatriefallpauschalen
Erfolg! Die deutsche VPOD-Schwester Verdi 
begrüsst die Einigung auf Eckpunkte einer 
neuen Psychiatriefinanzierung. Damit ist die 
bisher geplante flächendeckende Umsetzung 
des «pauschalierenden Entgeltsystems für 
Psychiatrie und Psychosomatik» («Pepp») 
vom Tisch. Stattdessen soll ein budgetba­
siertes System zum Zug kommen. «Die Be­
harrlichkeit und der breite Widerstand der 
Beschäftigten haben sich gelohnt», kommen­
tiert Verdi-Bundesvorstandsmitglied Sylvia 
Bühler. In den verabschiedeten Eckpunkten 
sind auch verbindliche Mindestvorgaben zur 
Personalausstattung enthalten. Mit anderen 

Worten: Die Fehler, die man in der somati­
schen Medizin gemacht hat und die zu aku­
ter Personalnot geführt haben, werden in der 
Psychiatrie nicht wiederholt. In der Schweiz 
ist dies noch keineswegs sicher: Noch immer 
wird an einem Fallpauschalensystem für die 
Psychiatrie herumentwickelt – trotz der kata­
strophalen Folgen von DRG in den Spitälern. 
| verdi/slt (Foto: Apostoloff/Wikimedia)

Wiener Lehrkräfte am Anschlag
Die Lehrpersonen in der österreichischen 
Bundeshauptstadt schlagen, zusammen mit 
ihrer Gewerkschaft GÖD, Alarm: In einem 
offenen Brief wenden sie sich an Bundesbil­
dungsministerin Gabriele Heinisch Hosek 
(SPÖ). Die Situation ist dramatisch: Durch 
den enormen Zuzug in Wien in den letzten 
Jahren stösst die Pflichtschule an ihre Gren­
zen – immer mehr Sprachen und Kulturen, 

Klinik in Lüneburg:  
Psychiatriepflege in 
Deutschland 
atmet auf. 

men parallel zum Bruttoinlandprodukt BIP bewegen. Rezession ist 
dann, wenn das BIP bzw. die Bundeseinnahmen unter einen länger­
fristigen Trend gefallen sind. Der Bund darf dann Defizite machen. 
Und zwar im Ausmass, in welchem das BIP unter dem Trend liegt. 
Der Haken an dieser Koppelung ist aber, dass die Bundeseinnahmen 
nicht einfach eins zu eins dem BIP folgen. Erstens schwanken sie 
etwas stärker. Und zweitens spielen andere Faktoren eine wichtige 
Rolle. Der Bundesrat schreibt im Finanzplan selber, dass die Bun­
deseinnahmen viel stärker von der Frankenüberbewertung betroffen 
sind als das BIP. Ein Grund dafür ist, dass viele Firmen in der Schweiz 
Gewinne versteuern, die im Ausland erwirtschaftet wurden. Statis­
tisch kann man das einfach nachweisen. Der Frankenkurs hat einen 
wesentlichen Einfluss auf den Bundeshaushalt. 
Damit ist klar, dass die Schuldenbremse in der heutigen Form eine 
Fehlkonstruktion ist. Denn so wie das BIP konjunkturelle Schwan­
kungen aufweist, unterliegen auch die Fremdwährungen grossen 
Kursschwankungen, die den Bundeshaushalt stark prägen. Der SGB 
hat eine Schuldenbremse konstruiert, in der Wechselkursschwankun­
gen berücksichtigt sind. Mit dieser realistischeren Schuldenbremse 
wäre das Sparpaket nicht nötig. 
Die Schuldenbremse müsste also dringend überarbeitet werden. Die 
heutige hypermechanische Definition funktioniert nicht. Denn die 
finanzielle Lage des Bundes ist generell von grossen Unsicherheiten 
geprägt. Das hat sich in den letzten Jahren verstärkt. Namentlich die 
Frankenüberbewertung, die Konjunktur- und Teuerungsentwicklung, 
aber auch die Zinssituation waren über weite Strecken schwer vor­
hersehbar und starken Schwankungen unterworfen. In den letzten 
Jahren übertraf das Ergebnis der Finanzrechnung fast immer das 
Budget. Auf dem sogenannten Ausgleichskonto, auf welches diese 
Abweichungen gebucht werden, liegen heute über 21 Milliarden Fran­
ken! | Daniel Lampart, SGB-ChefökonomQuelle: Eidg. Finanzverwaltung

Ausgleichskonto: Fehlbeträge der Schuldenbremse
(in Mio. Fr.)
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Wer war’s? Terror?
Der Zweck heiligt die Mittel nicht – das sollte uns das 20. Jahrhundert 
gelehrt haben. Und namentlich auch die Geschichte des realexistie­
renden Sozialismus. Andererseits: Was tun, wenn alle legalen Schritte 
getan sind, das hehre Ziel aber nicht näherrücken mag? Die Antwort 
auf diese Frage ist knifflig. Überlegung 1: Es gibt Dinge, die sich per 
Abstimmung nicht durchsetzen lassen. Vielleicht, weil da keine echte 
Demokratie ist. Vielleicht auch, weil eine tumbe Mehrheit einem für 
die Minderheit existenziellen Anliegen gleichgültig gegenübersteht. 
Zweitens: Gewalt ist zwar schlecht. Aber es kann Konstellationen ge­
ben, in denen sie trotzdem legitim erscheint. Verhältnismässigkeit 
– dies der dritte Gedanke – muss gewahrt bleiben. 
Was aber ist davon zu halten, wenn mit den Schuldigen zusammen 
auch viele Unschuldige geärgert, erschreckt oder an ihrem Eigentum 
geschädigt werden? Die Bewegung, von der die Rede ist und deren 
berühmteste Exponentin das Lösungswort darstellt, griff ebenfalls zu 
Gewalt. Mord und Totschlag war ihre Sache nicht. Aber es ist auch 
nicht gerade die feine Art, den öffentlichen Nahverkehr zu stören und 
gewählte Politiker mit toten Katzen zu bewerfen. Im April 1912 wur­
den in der Hauptstadt des Landes Hunderte Schaufensterscheiben ein­
geschlagen. Anders gehe es nicht, befand Frau X. Und doch halte man 
Mass: «Wir wollen keine unnötig starken Waffen einsetzen. Wenn der 
Stein, dieses altehrwürdige Argument offizieller Politik, ausreicht, 
dann werden wir niemals ein stärkeres Argument einsetzen.»
Worum es ging? Um ein Menschenrecht, das mehr als der Hälfte 
der Erwachsenen vorenthalten war (den Frauen und auch den armen 
Männern). Schweizerinnen konnten noch bis weit über die Mitte des 
20. Jahrhunderts davon ein garstig Lied singen (verzichteten indes 
aufs Werfen toter Katzen und anderer Accessoires). Hier ist aber von 
den Angehörigen einer andern Traditionsnation die Rede, die in ihrer 
Bestrebung so fies ausgebremst wurden, dass sie sich radikalisierten. 
Hungerstreiks ihrer Gefangenen beantwortete die Staatsmacht mit 

brutaler Zwangsernährung. Die Antwort darauf waren Brand- und 
Säureanschläge sowie ein öffentlicher Suizid beim königlichen Pfer­
derennen. «Wenn schon Leben geopfert werden muss, dann unser 
eigenes», kommentierte die Anführerin. 1928 erlebte sie gerade noch 
die politische Umsetzung ihres Lebensziels. 
Da sie dieser Tage auf der Kinoleinwand wiederkehrt, ist die Gesuchte 
leicht zu identifizieren. Erfolgreiche schicken das Resultat ihrer Recher­
chen an: VPOD, Redaktion, «Wer war’s?», Birmensdorferstrasse 67, 
Postfach 8279, 8036 Zürich. Unter den richtigen Einsendungen, die 
bis am 30. März auf Postkarte hier eintreffen, werden nach alter Mütter 
Sitte drei Büchergutscheine (100, 50 und 20 Franken) verlost. | slt

Es war Charles Cunningham Boycott
Der Boykott hat im bösen Grundstückverwalter Charles Cunningham Boy-
cott seinen Namensgeber. Der trieb es um 1880 in Irland so arg, dass 
die geknechtete Landbevölkerung der Grafschaft Mayo eines Tages die 
Nase voll hatte und jede Zusammenarbeit aufkündigte. Mit auswärtigen 
Erntehelfern musste er seine Kartoffeln vom Acker holen – so viel zu Pom-
mes Mayo (die Mayonnaise stammt aber nicht von dort). Natürlich hat es 
schon vorher Boykotte gegeben (etwa im Unabhängigkeitskrieg der USA, 
als in Boston 342 Kisten britisch-indischen Tees ins Hafenbecken geworfen 
wurden, ein Ereignis, auf das sich heute die ultrakonservative Tea Party 
beruft). Es gab den Boykott jüdischer Läden im Dritten Reich und den 
hiesigen Boykott südafrikanischer Importe zu Apartheidzeiten. Aktuell 
verweigern linke Läckerliliebhaber wegen der Blochertochter Erwerb und 
Verzehr von «Läckerli-Huus»-Produkten. Auch die internationale Politik 
ist von Handelsboykotten kreuz und quer gemustert, deren Wirksamkeit 
und Treffgenauigkeit oft schwer abzuschätzen ist. Auf der Gewinnerseite 
stehen so oder so: Julia Jenzer (Bern), Verena Stettler (Zürich) und Ginevra 
Signer (Biel). | slt
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zunehmendes soziales Gefälle, auseinander­
driftende Bildungsniveaus ... Dazu kommt 
die von der Behörde vorangetriebene Inklu­
sion – und neuerdings noch der Zustrom 
von Flüchtlingen. Besonders perfid: Für die 
Bemessung der «Lehrdienstposten» ist der 
1. Oktober der Stichtag. So fehlen nicht nur 
die angekündigten, aber niemals bereitgestell­
ten Supportkräfte administrativer, psycholo­
gischer oder heilpädagogischer Art, sondern 
auch die «normalen» Lehrpersonen für die 
inzwischen in Wien eingetroffenen Flücht­
lingskinder. Wenn wir nicht mehr Ressour­
cen bekommen, halten wir nicht mehr lange 
durch – so der Tenor des Briefs an die Minis­
terin. | göd/slt (Foto: invisigoth67/Wikimedia)

Das giftige Wasser von Flint
Von der Stadt Flint im US-Bundesstaat Michi­
gan – einst grösste Produktionsstätte von Ge­

neral Motors – hat man seit dem Niedergang 
der Autoindustrie wenig gehört. Jetzt ist Flint 
wieder in den Schlagzeilen: mit einer «Was­
serkrise». Die hochverschuldete Stadt hatte ei­
nen sogenannten Emergency Manager vor die 
Nase gesetzt bekommen. Dieser, mit fast dik­
tatorischen Vollmachten ausgestattet, beende­
te aus Spargründen die Trinkwasserzuleitung 
aus Detroit zugunsten einer «billigeren» Lö­
sung: der Aufbereitung von Wasser aus dem 
Flint River. Diesem Wasser mussten zahlrei­
che Chemikalien beigegeben werden, welche 
wiederum Blei und andere giftige Substan­
zen aus den Wasserleitungen schwemmten, 
die dann bei der Endverbraucherin aus dem 
Hahn oder der Dusche kamen. Nicht gut für 
Kinder, Kranke und Alte. Anderthalb Jahre 
lang benutzten die Flinterinnen und Flinter 
dieses Wasser; erst mit grosser Verzögerung 
kamen Messungen in Gang, die x-fach erhöh­

te Bleiwerte sowie Bleivergiftungen bei Kin­
dern nachwiesen. Inzwischen ist das gesamte 
Leitungssystem der Stadt ruiniert und muss 
für 1,5 Milliarden Dollar saniert werden. In 
den Rohren fliesst wieder Detroiter Wasser, 
das allerdings wegen der maroden Leitungen 
nicht zum Genuss freigegeben ist. Trinkwas­
ser gibt es nur noch in Flaschen. Austeritäts­
politik vom Feinsten: kurzes Sparen, langer 
Schaden ... | slt/psi

Volksschule in 
Simmering: Wiener 

Lehrkräfte  
rufen um Hilfe. 
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Rote Köpfe
«Ende einer Dienstfahrt» – so lautet der Ti­
tel einer Erzählung von Heinrich Böll (darin 
geht ein Jeep der deut­
schen Bundeswehr 
in Flammen auf, was 
eine tragikomische 
Gerichtsverhandlung 
nach sich zieht). Ganz 
ohne Brand und ohne 
juristisches Verfah­
ren (leider aber auch ohne Aufnahme als 
Ausstellungsobjekt ins Verkehrshaus…) hat 
jüngst der VPOD-Verbandswagen nach 17 
Jahren seinen Dienst quittiert. Männiglich 
ist erstaunt, dass das Modell – ein dunkel­
roter VW T4 – auf dem Occasions- (oder 
Schrott-?)Markt noch 500 Franken abwarf. 
Wegen des abrupten Endes entfällt die an 
dieser Stelle vorgesehene Reportage «Der 
VPOD-Verbandswagen erzählt». Es wären 
darin traurige und heitere Episoden vorge­
kommen, Reisen mit bedeutender Ladung 
zu VPOD-Kongressen und zu Demos, aber 
auch Fahrten zur Metzgete im «Geeren», 
bei welchen der Laderaum eng mit blutund­
leberwurstgeilem Gewerkschaftspersonal 
besetzt war. Das Kapitel mit folgender Über­
schrift wäre der Höhepunkt geworden: «Wie 
ich eines morgens im Mai 2011 im Depot 
Milchbuck die VBZ-Trams an der Ausfahrt 
hinderte und damit eingefrorene Verhand­
lungen wieder in Gang brachte.» 
Die Pensionierten werden auch immer jün­
ger: Jetzt ist schon Doris Schüepp, die frühere 
VPOD-Generalsekretärin, an dieser Schwelle 
angekommen. Seit 2008 leitete Schüepp die 
Fachstelle «Bildung im Strafvollzug» beim 
Schweizerischen Arbeiterhilfswerk (siehe 
auch Seite 23). Dort wird Andy Tschümper-
lin, Schwyzer Ex-Nationalrat und Ex-SP-Frak­
tionschef, ihr Nachfolger. 
«Ich glaube, die Gefahren von TTIP werden 
nicht übertrieben, sie werden unterschätzt. 
Der Nutzen für den Handel wäre nicht wirk­
lich gross, der Schaden für Verbraucherschutz 
und Demokratie aber schon.» Endlich mischt 
sich mal eine Ökonomenstimme von Gewicht 
in die Debatte. Das Zitat stammt von Joseph 
E. Stiglitz, Wirtschaftsnobelpreisträger. Was 
für TTIP gilt, gilt auch für TISA. Vielleicht 
nimmt davon ja auch das Seco Kenntnis?
Ein neues Gesicht gibt es derweil auf dem 
SGB-Sekretariat. Weil Véronique Polito in die 
Unia-Geschäftsleitung gewechselt hat, war 
der Bereich Bildung und Jugendpolitik neu 

Chor Kultur und Volk Zürich singt 
ein «Finanzrequiem»
«Gesänge aus der Unruhe – ein Finanzre­
quiem» ist das neuste Projekt des arbeiter­
bewegungsnahen Zürcher Chors Kultur und 
Volk betitelt. Es erklingt, unter der Leitung 
von Ines Bauer und moderiert von Franzis­
ka Schläpfer, eine Komposition von Giovan­
na Marini. Darin geht es laut Angaben des 
Chors um die zunehmende Ökonomisierung 
vieler Lebensbereiche sowie Tendenzen spe­
kulativer, unregulierter Finanzmechanismen 
und damit verknüpfte gesellschaftliche Ent­
wicklungen. Der Text ist eine Gemeinschafts­
arbeit des ganzen Chors, in dem neben der 
Klage auch das Prinzip Hoffnung Platz fin­
det. Improvisationen machen jedes Konzert 
zum Unikat. Aus der Taufe gehoben wird das 
Werk am Mittwoch, 9. März, um 20 Uhr in 
der Photobastei Sihlquai in Zürich. Weitere 
Aufführungen: 11., 13.*, 16., 18., 20.* und 23. 
März. An den Sonntagen (*) um 11, sonst um 
20 Uhr. Karten gibt’s unter www.kuv.ch. 

VPOD-Landesvorstand vom  
29. Januar 2016
Der Landesvorstand hat 
•	sich mittels revidierter Kennzahlen einen 

Überblick über die Finanzlage der grossen 
VPOD-Regionen verschafft.  

•	ein durchzogenes Resümee der Lohnab­
schlüsse für 2016 und eine positive Bilanz 
der Genfer Streikbewegung von November/
Dezember 2015 gezogen. 

•	das neue Sektionsreglement des VPOD Zü­
rich Stadt und Institutionen genehmigt. 

•	für die am VPOD-Kongress in Lausanne 
nicht behandelten Geschäfte folgendes 
Vorgehen beschlossen: Traktandierung 
dieser Anträge für die kommende Delegier­
tenversammlung (2. April) und Einladung 
der interessierten Kongressdelegierten zur 
Diskussion; Einberufung einer nationalen 
Tagung zur Problematik des Lohndum­
pings. 

•	Eva Schaffner als Vizepräsidentin des Lan­
desvorstandes gewählt. 

•	das vom VPOD-Kongress 2011 beschlossene 
Papier «Die Gewerkschaft stärken» einem 
letzten Check hinsichtlich der Umsetzung 
unterzogen. 

•	den Generalsekretär zur Vertretung des 
VPOD vor Bundesgericht bevollmächtigt. 

Stefan Giger, Generalsekretär

zu vergeben. Im Feb­
ruar hat Laura Perret 
Ducommun ihre Tä­
tigkeit aufgenommen. 
Die neue Sekretärin 
setzt sich seit Langem 
mit Bildungs- und Be­
rufsbildungsfragen 
auseinander. Zuletzt war sie als stellvertreten­
de Abteilungsleiterin im Staatssekretariat für 
Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) 
für die Höhere Berufsbildung (eidgenössi­
sche Berufsprüfungen, eidgenössische höhere 
Fachprüfungen und Bildungsgänge der höhe­
ren Fachschulen) zuständig. Zuvor war sie im 
Hochschulbereich tätig, etwa im Bundesamt 
für Statistik für Finanzen und Personal der 
Hochschulen und früher im Generalsekre­
tariat der Westschweizer Universitätskonfe­
renz. Sie hat ausserdem 10 Jahre Erfahrung 
als Erwachsenenbildnerin, einen Doktortitel 
in Informatik und einen Master of Public Ad­
ministration (MPA). Sowie einen Mann und 
zwei Kinder. Wie sie das alles in nur 39 Jahren 
angeschafft hat, wird noch zu ergründen sein. 
Der VPOD freut sich auf die Zusammenarbeit 
in einem zentralen Dossier. 
Beim KV nennen sie den obersten operativen 
Chef nicht wie bei den «richtigen» Gewerk­
schaften Generalsekretär, sondern business­
gerecht CEO. Als solcher fängt Christian 
Zünd am 1. April mit 
seiner Arbeit an. Zünd 
ist promovierter Jurist 
und hat das Zürcher 
Anwaltspatent. 2005 
bis 2015 war er Ge­
neralsekretär bei der 
Direktion der Justiz 
und des Innern im Kanton Zürich, musste 
dort aber den Schreibtisch räumen, weil sein 
Chef abgewählt wurde: Die neue Justizdi­
rektorin, Kollegin Jacqueline Fehr, brachte 
eine Person ihres Vertrauens für den wichti­
gen Posten mit. Um den Bericht über diese 
grosse Rochade abzurunden: Peter Kyburz 
(der vorherige KV-Chef ) wechselt als Ge­
schäftsführer zum Strassenverkehrsamt des 
Kantons Zürich und ist damit quasi wieder 
dort angekommen, von wo er vor vielen Jah­
ren aufgebrochen ist: auf der Strasse ... Vor 
seinen Tätigkeiten beim KV, bei der SP und  
als kurzzeitiger Direktor des Bernhard-Thea­
ters wirkte Kyburz nämlich 10 Jahre lang als 
Fahrlehrer. | slt (Fotos: Nationaal Archief; zVg 
[2x])
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«ausgeglichenen Arbeitsmarkt» beziehe. 
Allerdings sei diese Fiktion nur solange 
möglich, als genügend Stellen offen sind. 
Im Fall von M. könne die Schule das fragli­
che Pensum mit den nötigen Erfordernissen 

(2 Lektionen vormittags, 
2  nachmit tags, keine 
Klassenlehrerverantwor­
tung) gar nicht organisie­
ren. Selbst eine Schule, 
an der Stellen offen seien, 
würde eine Lehrerin wie 
M. nicht anstellen: Die 
Stundenplaneinteilung 
auf sie anzupassen, wäre 
objektiv nicht möglich. 
Die Ausführungen des 
VPOD-Anwalts zeigten 

auch das Machbare auf: Organisatorisch lies­
se sich wohl ein Pensum von etwa 12 Lektio­
nen einrichten, schlug er vor. Das entspräche 
einem IV-Grad von 55 Prozent. Mit weiteren 
Erläuterungen zu M.s schwerer, nicht behan­
delbarer Krankheit beantragte er, dass die 
IV-Stelle seine Stellungnahme berücksichti­

«Anspruch auf eine Rente haben versicher­
te Personen, die während eines Jahres ohne 
wesentlichen Unterbruch durchschnittlich 
mindestens 40 Prozent arbeitsunfähig ge­
wesen sind.» Aufgrund dieser gesetzlichen 
Grundlagen meldete sich die Kollegin M. bei 
der kantonalen IV-Stelle an. Sie litt an einer 
schweren Stoffwechselerkrankung. Ein erstes 
Schreiben teilte ihr mit, dass ihr trotz ihrer 
Beeinträchtigung weiterhin ein wöchentli­
ches Pensum von 20 Lektionen zugemutet 
werden könne. Das entspreche einem Inva­
liditätsgrad von 26 Prozent – und schliesse 
eine Rente aus.  

Nicht ohne Auto
Diesen Vorbescheid focht der VPOD-Vertrau­
ensanwalt an. Krankheitsbedingt benötige M. 
genügend Erholungszeit zwischen den Lek­
tionen. Ohne gesundheitliche Beschwerden 
könne sie höchstens 2 Stunden am Vormittag 
und 2 am Nachmittag vor der Klasse stehen. 
Wegen des schulfreien Mittwochnachmit­
tags ergäben 2 Lektionen an 9 Halbtagen 
jedoch kein 20-Stunden-Pensum. Damit M. 
überhaupt auf diese Anzahl käme, müsste 
sie zusätzlich in einem 
anderen Schulhaus un­
terrichten. Dies wäre auf 
dem Land nur mit einem 
eigenen Auto machbar 
– aber auf Kosten der 
medizinisch notwendi­
gen Ruhezeit. Würde sie 
hingegen 20 Lektionen 
in derselben Klasse un­
terrichten, müsste sie 
zwingend Klassenlehrer­
verantwortung überneh­
men. Dies bedeute zusätzliche Aufgaben wie 
etwa Elterngespräche und Teamsitzungen, 
was den ihr möglichen Arbeitsumfang bei 
Weitem übersteige. 
Es sei bekannt, so der Anwalt, dass die So­
zialversicherung ihre Entscheidungen über 
zumutbare Pensen auf den sogenannten 

Erhält die erkrankte Lehrerin eine IV-Rente oder nicht? Die realen Gegebenheiten entscheiden

Die Tücken des Stundenplans 
Die IV-Stelle wollte der schwer erkrankten Lehrerin M. 20 Lektionen zumuten und sie so von der IV  
ausschliessen. Dank der Unterstützung durch den VPOD wurde ihr doch noch eine halbe Rente zugesprochen.  
| Text: Sabine Braunschweig (Foto: David-W-/photocase.de) 
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20 Wochenlektionen und genügend Ruhezeit? Ein Stundenplan,  
der auf M.s gesundheitliche Bedürfnisse Rücksicht genommen hätte, 

 war ein Ding der Unmöglichkeit.  

In unserer Serie «Hier half der VPOD» 
stellen wir exemplarisch interessante 
Konfliktfälle vor. Zur Darstellung von 
juristischen Verfahren – die Rechtshil-
feabteilung des VPOD hat schon vielen 
Mitgliedern zu ihrem Recht verholfen 
und gibt dafür jährlich über eine hal-
be Million Franken aus – gesellen sich 
Berichte über Fälle, bei denen eine 
sonstige Intervention des VPOD Erfolg 
brachte.  

ge und ihm vor der definitiven Entscheidung 
rechtliches Gehör gebe. 

Alle Szenarien geprüft
In der Folge klärte die Berufsberatung der IV-
Stelle mit M. verschiedene Szenarien ab: In 
welchem Umfang und in welcher Form wäre 
die Weiterbeschäftigung möglich? Doch es 
war offensichtlich, dass sich M. nach den Ge­
gebenheiten der Schule und ihren stunden­
plantechnischen Erfordernissen zu richten 
hatte. Dass man die gesamte Einteilung um 
ihre Bedürfnisse herumbaue, erwies sich als 
nicht realistisch. 
Noch einmal musste der Anwalt mit einem 
Schreiben M.s Anliegen Nachachtung ver­
schaffen. Schliesslich erkannte die IV-Stelle, 
dass M. eine Vollzeitstelle ausgeübt hätte, 
wenn ihr Gesundheitszustand dies erlaubt 
hätte. Doch angesichts ihrer schweren Er­
krankung wurde ihr nach erneuter Prüfung 
eine Erwerbsunfähigkeit von 50 Prozent attes­
tiert. Damit erhielt sie rückwirkend eine halbe 
Rente. Die Rechnung des VPOD-Vertrauens­
anwalts belief sich auf 1770 Franken.
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Projekte gegen Gewalt an Frauen im vom Machismo geprägten Bolivien

Der geimpfte Mann  
Die Geschichte der María López ist exemplarisch: In Bolivien erleben Frauen besonders häufig Gewalt. Beratungsstel-
len und Öffentlichkeitsarbeit sollen dies nun verändern. | Text: Martin Perez (Foto: Solidar)

nicht bei ihm bliebe. Also ging sie nach Hause zurück und setzte 
sich erneut der Gewalt des Ehemannes aus. 

Raus aus der Schuldgefühlsfalle 
Frauen des Netzwerks boten der verletzten María Unterschlupf und 
begleiteten sie wieder zum SLIM. Diesmal begann sie eine Thera­
pie und befreite sich nach und nach von falschen Schuldgefühlen. 
«Der Psychologe hat mir geholfen, die Überzeugung aufzugeben, 
ich hätte die Schläge verdient. Dank meiner Nachbarin, die mir 
vom Netz gegen Gewalt erzählt hat, habe ich meinen Mann verlas­
sen können», erzählt María López. Angesichts der Unterstützung, 
die seine Frau nun erfuhr, machte dieser auch die Drohung, ihr die 
Kinder wegzunehmen, nicht wahr. «Jetzt lebe ich mit meiner Mut­
ter zusammen, die aus Potosí gekommen ist, und sich um meine 
vier Kinder kümmert.»
Das Netz gegen Gewalt an Frauen von Colcapirhua geht auf eine 
Initiative des Solidar-Projekts «Padem» zurück. Darin arbeiten Ge­
meindebehörden, Polizei, Beratungsstellen, Gesundheitszentren, 
Schulen und zivilgesellschaftliche Organisationen eng zusammen, 
um Gewalt gegen Frauen zu verhindern. Auf diese Weise soll das 
Gesetz 348 umgesetzt werden, das seit 2013 gilt und – einzigartig 
in der Region – das Recht von Frauen auf ein Leben frei von Gewalt 
festhält. Die Anzeigebereitschaft bei Frauen ist als Folge dieser Be­
mühungen bereits gestiegen. 

Machos vielleicht, aber keine Schläger
Gewalt gegen Frauen ist ein grosses Problem in Bolivien. 7 von 10 
Frauen sind betroffen. Um eine gesellschaftliche Veränderung – 
weg vom Machismo, hin zu Gewaltprävention, Emanzipation und 
Strafverfolgung – einzuleiten, fordert «Padem» das herrschende 
Männlichkeitskonzept heraus. Bei diesem Wertewandel sollen auch 
die Männer mithelfen. Öffentliche Veranstaltungen setzen Zei­
chen: zum Beispiel mit einer symbolischen Impfung gegen Gewalt, 
die – in Form eines Tropfens Honig – an alle verteilt wird, damit 
sie sich gegen Gewalt in ihrem Umfeld einsetzen. Die Geimpften 
erhalten ein Armband mit der Aufschrift «Für ein Leben ohne 
Gewalt».
Wilbur Paz Delgado, Polizeikommandant der speziellen Einsatz­
kräfte gegen Gewalt von Cochabamba, ist einer der Geimpften. An 
einem Workshop kam er zum Schluss, dass er selbst aktiv werden 
müsse. So hat er in den letzten Monaten Anlässe organisiert, an 
denen Männer «Frauenarbeiten» verrichteten – Windeln wechseln 
oder Kartoffeln schälen – und wo ihnen vermittelt wird, dass Ge­
walt keine Lösung ist. «Ich bin ein Macho, und so ziehe ich auch 
meinen Sohn auf. Aber ich möchte nicht, dass er ein Gewalttäter 
wird», sagt Wilbur Paz. www.solidar.ch/padem

María López (Name geändert) lebt in Colcapirhua im bolivianischen 
Departement Cochabamba. Auf der Suche nach einer guten Arbeit 
zog sie vor gut zehn Jahren aus Potosí hierher, in die prosperierende 
Zentralregion. Ihre beruflichen Pläne setzte sie erfolgreich um. Und 
bald erschien auch der vermeintliche Märchenprinz – der sich jedoch 
als giftige Kröte entpuppte.

Endlose Gewaltspirale
Acht Jahre des Zusammenlebens resultierten in drei Kindern und 
Tausenden Gewalterlebnissen: Der Ehemann verbot María López 
zu arbeiten, und sie durfte das Haus nicht ohne seine Erlaubnis ver­
lassen. Er unterband jeglichen Kontakt mit Freundinnen und Fami­
lie, damit sie niemandem von seinen Schlägen erzähle. Und obwohl 
sie quasi in Gefangenschaft lebte, verdächtigte sie ihr Peiniger, ihm 
untreu gewesen zu sein, als sie zum vierten Mal schwanger wurde. 
Darauf hin schlug er sie so brutal, dass sie sich drei Wochen lang 
kaum bewegen konnte. Eine Nachbarin, die beim Netz gegen Ge­
walt von Colcapirhua aktiv war und die Schläge mitbekommen 
hatte, riet ihr, sich bei der Beratungsstelle für Frauen (SLIM) auf 
der Gemeinde zu melden. Der vielen Schmerzen müde fasste sich 
María López ein Herz und erzählte dort, was ihr geschehen war. 
Das Arztzeugnis für die Anzeige holte sie dann doch nicht ein, 
weil ihr Mann drohte, ihr die drei Kinder wegzunehmen, wenn sie 

VPOD  |  Solidar Suisse�

Gegen Gewalt «geimpft» – Solidar Suisse kämpft in Bolivien 
gegen überkommene, gewalttätige Männerbilder.  
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Daniel Gut, Gefängnis-Lehrer («Bildung im Strafvollzug») und Schriftsteller («Neidkopf»)

Das vergitterte Klassenzimmer
Daniel Gut hat das Gymnasium mit der Strafanstalt getauscht: Er unterrichtet jetzt Gefangene. Und er schreibt: Sein 
erstes Buch folgt den Spuren eines Schweizer Frontisten. | Text: Christoph Schlatter (Foto: Alexander Egger)

Er war Gymnasiallehrer für Deutsch und Spanisch an der Kan­
tonsschule Oerlikon. Und er hätte das wohl bleiben können bis zur 
Rente. Immer im Trott? Da waren auch noch andere Interessen, die 
verfolgt werden wollten. Die Arbeit im Vorstand der Wohnbaugenos­
senschaft zum Beispiel: Es galt, den Abriss der bestehenden Häuser 
zu verhindern (was gelang). Und das Schreiben. Kollege Daniel Gut 
ging also über die Bücher – und hat letztes Jahr sein erstes Buch 
vorgelegt. 

Auffällig ähnlich
«Neidkopf» heisst der Erstling. Es ist kein Zufall, dass er im Unter­
titel («Zur Naturgeschichte des Schweizer Frontisten Hans Kläui») 
auf Niklaus Meienbergs Wille-Opus anspielt – die Spurensuche hat 
dokumentarischen und literarischen Charakter zugleich. Anlass da­
für: die auffällige Ähnlichkeit heutiger SVP-Propaganda mit dem, 
was die Frontisten vor 80 Jahren von sich gegeben haben. Kläui war 
ein besonders überzeugter und judenfeindlicher unter ihnen. Ein 
Dorn im Auge waren ihm, zumal angesichts eigener prekärer Exis­
tenz, «die ‹krummnäsigen Intellektuellen-Gestalten›, die sich ‹über­
all frech vordrängen› und ‹unsern schweizerischen Akademikern 
die Stellen wegnehmen›». Nach 1945 gelang die Metamorphose zum 
Naturschützer und anerkannten Lokalhistoriker. 
Ein Schulbesuch: Daniel Guts Klasse besteht jetzt nicht mehr aus 
jungen Leuten, denen alle Türen offen stehen. Sondern aus Strafge­
fangenen, denen ebendiese auf längere Zeit verschlossen sind. «Bil­
dung im Strafvollzug» heisst eine Fachstelle des Schweizerischen 
Arbeiterhilfswerks, die im Auftrag der Justiz- und Polizeidirekto­
renkonferenz 28 Anstalten in der ganzen Schweiz «beliefert». Dort 
wird Erwachsenen, die die Landessprache mangelhaft beherrschen 
oder die in der Schule «einen Fensterplatz» hatten, die verpasste 
Grundbildung vermittelt. In drei Stunden pro Woche. Und mit dem 
Ziel, künftigem Rückfall vorzubeugen. 
Heute, im Gefängnis Zug, erscheinen nur drei Mann zum Unter­
richt. Ein vierter ist krank, weitere sind entlassen oder ausgeschafft 
oder beides. Wie immer beginnt der Nachmittag mit allgemeinbil­
dendem Unterricht. Anfang Januar geben der Jahreswechsel und 
der Dreikönigstag Anlass für historische und kulturelle Betrachtun­
gen zu Zeitrechnung und Volksbrauchtum. Herr X. ergänzt, dass 
ein dem Königskuchen vergleichbares Gebäck auch in seiner Hei­
mat Serbien bekannt ist. Herr Y. klagt, dass gerade die Festtage im 
Gefängnis eine besonders triste Zeit seien mit extrafrühem Zellen­
einschluss. Und dass auch das schokoladene Weihnachtsgeschenk 
wie die gesamte Feier gar sparsam ausgefallen sei. 
Der Lehrer lässt solchen Betrachtungen Raum, führt dann aber 
sanft zum Stoff zurück. Für die meisten steht der Sprachunterricht 
im Vordergrund. Herr X., neu in der Klasse, hat sich mit einem 

Menschen im VPOD  |  VPOD

serbokroatisch-deutschen Wörterbuch gerüstet, das noch aus Jugo­
slawien-Zeiten stammt. Mit Ausnahme der Betonung beherrscht er 
die regelmässige Konjugation des deutschen Verbs schon sehr gut: 
«Ich arbéite, du arbéitest, ersiees arbéitet …» Herr Y. versucht, die je­
weils passenden Präpositionen zu erhaschen. Aber warum heisst es  
«an jemanden denken», aber «von jemandem träumen»? Mit Logik 
habe das in der Tat nichts zu tun, beschwichtigt der Lehrer, es helfe 
halt nur Einprägen. Still beugt sich Herr Z. über sein Arbeitsbuch. 
«Jacke», «Hose», «Hemd» … – nach kurzer Zeit sind alle abgebilde­
ten Kleidungsstücke korrekt beschriftet. Lehrer Gut stellt ein Lehr­
mittel für Fortgeschrittene in Aussicht. 

Abwechslung ist willkommen
Eltern, die ihren Sprössling allen Prüfungsnoten zum Trotz par­
tout für hochbegabt halten, gibt es an dieser Schule nicht. Auch die 
Klassengrösse und das Niveau des Stoffs sind geringer als an einer 
Kantonsschule. Höher liegen dafür die Anforderungen an Flexibili­
tät und Wissensbreite der Lehrkraft. Auch herrscht selten an einer 
Lehranstalt so viel Vorfreude auf die Stunden wie hier: Abwechs­
lung ist hochwillkommen im grauen Knastalltag. Er sei, stellt Daniel 
Gut fest, für die Gefangenen eine von wenigen Bezugspersonen, die 
gänzlich «ausserhalb» stehen. Man wendet sich daher mit grossen 
und kleinen Sorgen an ihn. Manchmal kann er helfen oder aufmun­
tern, manchmal nicht. Aber gewahrte Distanz schliesst Anteilnah­
me ja keineswegs aus. 

Daniel Gut, Lehrer in einer Schule hinter Gittern. 
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Platzvorschriften unverbindlich

VERANSTALTUNGEN IM MÄRZ
Ab Dienstag, 1. März  

 Gemälde von Pierre Santini
Vernissage der Ausstellung: Samstag, 5. März, 17 Uhr 

Dienstag, 8. März
Internationaler Frauentag

ab 19 Uhr: lateinamerikanisches Menü
ab 21 Uhr: Noche Latina (und nicht nur) mit Animation und 

Tänzern von Salsanueva 

Samstag, 19. März
«Vatertag»

15 Uhr: Chormusik mit «Arcobaleno a pois» 
(Leitung: Tamara Brenni) und Ponyreiten im Park

Sonntag, 20. März
Die Leidenschaft unserer Grosseltern

16 Uhr: Eröffnung der Ausstellung von Belichtungs- 
kameras, Projektoren und Filmen aus der 

Sammlung von Rolf Leuenberger

Sonntag, 27. März
Ostern im i Grappoli

ab 12 Uhr: traditionelles Ostermittagessen
15 Uhr: Die Jagd nach den Eiern – Animation für 

Kinder mit Preisen und Überraschungen
und Ponyreiten im Park

Für alle anderen Hotel-Übernachtungen gilt:
15% Rabatt auf Last-Minute-Angebote
25% Rabatt auf Preisliste

SPEZIALOFFERTE für OSTERN 

Zeitschrift für Bildung, Erziehung und Wissenschaft 

Nummer 195  /  Februar 2015

Gender in der Kita

Bildungsinitiative 
Zürich

Flüchtlingskinder 
an der Schule

Neu mit dem 

Mitgliedermagazin 

der Sektion Zürich Lehrberufe

VPOD Bildungspolitik Nr. 195 ist soeben erschienen

Der Schwerpunkt der neuen 
Ausgabe der VPOD 
Bildungspolitik widmet sich der 
Beschulung von 
Flüchtlingskindern. 2015 haben 
2736 unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge Asyl 
beantragt. Für sie gilt es den 
Zugang zu Bildung 
sicherzustellen. Weitere Artikel 
thematisieren unter anderem 
Genderfragen im 
Bildungssystem.

 

VPOD Bildungspolitik
Seit über 35 Jahren die kritische gewerkschaftliche Zeitschrift in der 
Bildungspolitik.  
 
Ein Jahresabonnement umfasst 5 Ausgaben und kostet 40 Franken.

Kontakt und weitere Informationen unter: 
redaktion@vpod-bildungspolitik.ch 
www.vpod-bildungspolitik.ch 
VPOD Bildungspolitik, Postfach 8279, 8036 Zürich

Minimum 3 Nächte Übernachtung/Halbpension  
im Doppelzimmer zum Preis von  
CHF 80.– pro Person/pro Nacht (anstatt CHF 95.–)

Übrige Zeit bis 30. April: Frühlingsaktion  
3 für 2 (Sonntag bis Donnerstag, ausser Ostern)


